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Bekanntmachungen der Zweckverbände 
 

Verbandssatzung des Zweckverbandes zur Wasserversorgung der Bad Abbacher 
Gruppe (Zweckverbandssatzung Wasser – ZVS-Wasser) 

Der Markt Bad Abbach, die Gemeinde Teugn und der Markt Langquaid schließen sich gemäß 
Art. 17 Abs. 1 des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit in der Fassung der Bekannt-
machung vom 20. Juni 1994 (GVBl S. 555, ber. 1995 S. 98, BayRS 2020-6-1-I), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 24.12.2002 (GVBl S. 962) zu einem Zweckverband zusammen und vereinba-
ren folgende Verbandssatzung: 
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I. ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN 

§ 1 Rechtsstellung  

(1) Der Zweckverband führt den Namen „Zweckverband zur Wasserversorgung der Bad Ab-
bacher Gruppe”. 
Er ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts. 

(2) Der Zweckverband hat seinen Sitz in Bad Abbach. 
 

§ 2 Verbandsmitglieder  

(1) Verbandsmitglieder des Zweckverbandes sind der Markt Bad Abbach, die Gemeinde 
Teugn und der Markt Langquaid. 

(2) Andere Gemeinden können dem Zweckverband beitreten. Der Beitritt bedarf einer Ände-
rung der Verbandssatzung und der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. 

(3) Jedes Verbandsmitglied kann zum Schluss eines Haushaltsjahres aus dem Zweckverband 
austreten, wenn die Verbandsversammlung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der sat-
zungsmäßigen Stimmenzahl zustimmt. Der Austritt muss mindestens ein Jahr vorher schrift-
lich erklärt werden; er bedarf einer Änderung der Verbandssatzung und der Genehmigung 
der Aufsichtsbehörde. Das Recht, aus wichtigem Grund zu kündigen (Art. 44 Abs. 3 
KommZG), bleibt unberührt. 
 

§ 3 Räumlicher Wirkungsbereich  

Der räumliche Wirkungsbereich des Zweckverbandes umfasst das Gebiet des Marktes Bad Ab-
bach ohne den Ortsteil Poikam, das Gebiet der Gemeinde Teugn und das Gebiet der Ortsteile 
Grub, Kaltenberg, Mitterschneidhart, Oberschneidhart, Unterschneidhart und Stocka des Mark-
tes Langquaid. 

§ 4 Aufgaben des Zweckverbandes und der Verbandsmitglieder  

(1) Der Zweckverband hat die Aufgabe, eine gemeinsame Wasserversorgungsanlage ein-
schließlich der Ortsnetze zu errichten, zu verbessern, zu erneuern, zu betreiben, zu unter-
halten, die Anlage im Bedarfsfall zu erweitern und bereits vorhandene Ortsnetze zu über-
nehmen; er versorgt die Endverbraucher mit Trinkwasser, das den einschlägigen rechtlichen 
Vorgaben entsprechen muss. Dies umfasst auch die Bereitstellung von Löschwasser für 
den Grundschutz, soweit dies technisch möglich und hygienisch vertretbar ist. 

(2) Das Recht und die Pflicht der Verbandsmitglieder, die dem Zweckverband übertragenen 
Aufgaben zu erfüllen, und die notwendigen Befugnisse gehen auf den Zweckverband über. 

(3) Der Zweckverband hat das Recht, anstelle der Verbandsmitglieder Satzungen und Verord-
nungen für das übertragene Aufgabengebiet zu erlassen. 

(4) Nach Maßgabe seiner vorhandenen Kapazitäten kann der Zweckverband auch Dritte (Ge-
meinden, Zweckverbände für Bereiche, die nicht zum Versorgungsgebiet (§ 3) gehören, mit 
Trinkwasser versorgen, soweit dadurch die vorrangigen Interessen der Verbandsmitglieder 
nicht beeinträchtigt werden. Hierzu sind Wasserlieferungsverträge abzuschließen. 

(5) Der Zweckverband erfüllt seine Aufgaben ohne Gewinnerzielungsabsicht. 
(6) Die Verbandsmitglieder sichern und überwachen in ihrem Gebiet die Versorgungsanlagen 

des Zweckverbands nach dessen Richtlinien. Sie regeln in eigener Zuständigkeit und auf 
ihre Kosten das Freihalten und Einfetten der Hydranten. 

(7) Die Verbandsmitglieder gestatten dem Zweckverband die kostenlose Benutzung ihrer öf-
fentlichen Verkehrsräume und der sonstigen ihrem Verfügungsrecht unterliegenden Grund-
stücke, soweit dies für die übertragene Aufgabe erforderlich ist. Die Regelungen zu den 
Pflichten des Zweckverbands bei Herstellung und Unterhaltung seiner Anlagen sowie zu 
den Folgepflichten und Folgekosten bei Baumaßnahmen der Verbandsmitglieder an oder in 
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Straßen bzw. den sonstigen Grundstücken, die eine Änderung oder Sicherung der beste-
henden Versorgungsanlagen des Zweckverbands erforderlich machen, erfolgen in einer ge-
sonderten Vereinbarung. 

(8) Die Verbandsmitglieder gestatten dem Zweckverband für die Durchführung seiner satzungs-
mäßigen Aufgaben die Benutzung ihrer Akten, Pläne sowie sonstiger Unterlagen und Pläne. 

 
II. VERFASSUNG UND VERWALTUNG 

§ 5 Verbandsorgane  

Die Organe des Zweckverbandes sind  

1. die Verbandsversammlung 
2. der Verbandsausschuss 
3. die/der Verbandsvorsitzende. 

§ 6 Zusammensetzung der Verbandsversammlung  

(1) Die Verbandsversammlung besteht aus der/dem Verbandsvorsitzenden und den übrigen 
Verbandsräten. 

(2) Die Zahl der Vertreter, die ein Verbandsmitglied in die Verbandsversammlung entsendet, 
richtet sich nach der in seinem Gebiet abgenommenen jährlichen Wassermenge, wobei je 
60.000 m³ das Recht ergeben, einen weiteren Vertreter in die Verbandsversammlung zu 
entsenden. Jedes Verbandsmitglied entsendet mindestens einen Verbandsrat. Die Berech-
nung wird alle sechs drei Jahre nach dem Durchschnitt der vorausgegangenen drei Jahre 
neu vorgenommen. 

(3) Die Verbandsmitglieder werden in der Verbandsversammlung durch ihre ersten Bürgermeis-
ter und die von ihren Gemeinderäten bestellten weiteren Verbandsräte vertreten. An die 
Stelle des verhinderten ersten Bürgermeisters tritt sein gewählter Stellvertreter nach Art. 39 
Abs. 1 GO; mit Zustimmung der vorstehend Genannten kann eine Gemeinde auch andere 
Stellvertreter bestellen. 

(4) Jeder Verbandsrat hat einen Stellvertreter für den Fall seiner Verhinderung; Verbandsräte 
können nicht Stellvertreter sein. Die Verbandsräte und ihre Stellvertreter sind von den Ver-
bandsmitgliedern dem/der Verbandsvorsitzenden schriftlich zu benennen. Beamte und lei-
tende oder hauptberufliche Arbeitnehmer des Zweckverbandes können nicht Verbandsrat 
sein. 

(5) Für Verbandsräte, die kraft ihres Amtes der Verbandsversammlung angehören, endet das 
Amt als Verbandsrat mit dem Ende ihres kommunalen Wahlamts; Entsprechendes gilt für 
ihre Stellvertreter. Die weiteren Verbandsräte und ihre Stellvertreter werden durch Be-
schluss der Vertretungsorgane der Verbandsmitglieder bestellt, und zwar für die Dauer der 
Wahlzeit der Vertretungsorgane, wenn Mitglieder dieser Organe bestellt werden, andernfalls 
für sechs Jahre. Die Bestellung nach Satz 2 kann durch Beschluss der Vertretungsorgane 
aus wichtigem Grund widerrufen werden; sie ist zu widerrufen, wenn ein Verbandsrat, der 
dem Vertretungsorgan eines Verbandsmitglieds angehört, vorzeitig aus dem Wahlamt oder 
der Vertretungskörperschaft ausscheidet. Die Verbandsräte und ihre Stellvertreter üben ihr 
Amt bis zum Amtsantritt der neuen Verbandsräte weiter aus. 
 

§ 7 Einberufung der Verbandsversammlung  

(1) Die Verbandsversammlung tritt auf schriftliche oder elektronische Einladung des/der Ver-
bandsvorsitzenden zusammen. Die Einladung muss Tagungszeit und -ort und die Bera-
tungsgegenstände angeben und den Verbandsräten spätestens eine Woche vor der Sitzung 
zugehen. In dringenden Fällen kann der/die Verbandsvorsitzende die Frist bis auf vierund-
zwanzig Stunden abkürzen. 
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(2) Die Verbandsversammlung ist jährlich mindestens einmal einzuberufen. Sie muss außer-
dem einberufen werden, wenn es ein Drittel der Verbandsräte oder die zuständige Auf-
sichtsbehörde beantragen; im Antrag sind die Beratungsgegenstände anzugeben. 

(3) Die Aufsichtsbehörde ist von der Sitzung zu unterrichten. Abs. 1 Satz 2 und 3 gilt entspre-
chend. 
 

§ 8 Sitzungen der Verbandsversammlung  

(1) Der/Die Verbandsvorsitzende bereitet die Beratungsgegenstände der Verbandsversamm-
lung vor, leitet die Sitzung und handhabt die Ordnung während der Sitzung. 

(2) Die Vertreter der Aufsichtsbehörde, des Bayer. Landesamts für Wasserversorgung und Ge-
wässerschutz und des Wasserwirtschaftsamtes Landshut, der Geschäftsleiter, der techni-
sche Betriebsleiter und der Kassenverwalter haben das Recht, an den Sitzungen beratend 
teilzunehmen. Auf Antrag ist ihnen das Wort zu erteilen. Die Verbandsversammlung kann 
auch andere Personen hören. 

 

§ 9 Beschlüsse und Wahlen in der Verbandsversammlung 

(1) Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn sämtliche Verbandsräte ordnungsge-
mäß geladen sind und die anwesenden stimmberechtigten Verbandsräte die Mehrheit der 
von der Verbandssatzung vorgesehenen Stimmenzahl erreichen. Über andere als in der 
Einladung angegebene Beratungsgegenstände darf nur dann Beschluss gefasst werden, 
wenn die Angelegenheit dringlich ist oder alle Verbandsräte erschienen und mit einer Be-
schlussfassung einverstanden sind. 

(2) Wird die Verbandsversammlung wegen Beschlussunfähigkeit, die nicht auf der persönlichen 
Beteiligung der Mehrheit der Verbandsräte beruht, innerhalb von vier Wochen zum zweiten 
Mal zur Verhandlung über denselben Gegenstand einberufen, so ist sie ohne Rücksicht auf 
die Zahl der Erschienenen beschlussfähig; auf diese Folge ist in der zweiten Ladung aus-
drücklich hinzuweisen. 

(3) Soweit das Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit oder diese Verbandssatzung nicht 
etwas anderes vorschreiben, werden die Beschlüsse der Verbandsversammlung mit einfa-
cher Mehrheit der Abstimmenden gefasst; es wird offen abgestimmt. Jeder Verbandsrat hat 
eine Stimme.  

(4) Bei Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt. Kein Verbandsrat darf sich der Stimme ent-
halten; enthält sich ein Verbandsrat trotzdem der Stimme, so gehört er nicht zu den Abstim-
menden. 

(5) Bei Wahlen gelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend; die Vorschriften über die persönliche 
Beteiligung finden keine Anwendung. Es wird geheim gewählt. Gewählt ist, wer mehr als die 
Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhält. Wird die Mehrheit im ersten Wahlgang 
nicht erreicht, so findet Stichwahl unter den beiden Bewerbern mit den höchsten Stimmen-
zahlen statt. Bei Stimmengleichheit in der Stichwahl entscheidet das Los. Haben im ersten 
Wahlgang drei oder mehr Bewerber die gleiche Anzahl von Stimmen erhalten, so entschei-
det das Los, welche Bewerber in die Stichwahl kommen. Hat ein Bewerber die höchste, 
zwei oder mehr Bewerber die gleiche nächsthöhere Stimmenzahl erhalten, so entscheidet 
das Los, wer von diesen in die Stichwahl mit dem Bewerber mit der höchsten Stimmenzahl 
kommt. 

(6) Die Beschlüsse und Wahlergebnisse sind unter Angabe von Tag und Ort der Sitzung, der 
Namen der anwesenden Verbandsräte, der behandelten Gegenstände und der Abstim-
mungsergebnisse (Stimmenverhältnis) in ein Beschlussbuch einzutragen und von dem/der 
Verbandsvorsitzenden und dem Schriftführer zu unterzeichnen. Als Schriftführer kann eine 
Dienstkraft des Zweckverbandes oder eines Verbandsmitglieds, soweit dieses zustimmt, zu-
gezogen werden. Verbandsräte, die einem Beschluss nicht zugestimmt haben, können bis 
zum Schluss der Sitzung verlangen, dass das in der Niederschrift vermerkt wird. Abschriften 
der Niederschrift sind unverzüglich den Verbandsräten zu übermitteln. 
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§ 10 Zuständigkeit der Verbandsversammlung  

(1) Die Verbandsversammlung ist ausschließlich zuständig für  
1. die Entscheidung über die Errichtung und die wesentliche Erweiterung der den Ver-

bandsaufgaben dienenden Einrichtungen; 
2. die Beschlussfassung über den Erlass, die Änderung oder die Aufhebung von Satzun-

gen und Verordnungen; 
3. die Beschlussfassung über die Haushaltssatzung, die Nachtragshaushaltssatzungen 

und die Aufnahme von zusätzlichen Krediten während der vorläufigen Haushaltsführung, 
4. die Beschlussfassung über den Finanzplan, 
5. die Feststellung der Jahresrechnung und die Entlastung, 
6. die Wahl des Verbandsvorsitzenden und seiner Stellvertreter, die Bestellung der Mitglie-

der des Verbandsausschusses und die Festsetzung von Entschädigungen; 
7. die Bildung, Besetzung und Auflösung weiterer Ausschüsse; 
8. den Erlass, die Änderung oder die Aufhebung der Geschäftsordnung für die Verbands-

versammlung; 
9. den Erlass, die Änderung oder die Aufhebung der Betriebsordnung; 
10. die Beschlussfassung über die Änderung der Verbandssatzung, die Auflösung des 

Zweckverbandes und die Bestellung von Abwicklern. 
11. die Ernennung, Beförderung, Abordnung, Versetzung, Zuweisung an eine Einrichtung, 

Ruhestandsversetzung und Entlassung von Beamten des Zweckverbands ab Besol-
dungsgruppe A 9, soweit diese Befugnisse nicht auf den Verbandsausschuss oder einen 
anderen beschließenden Ausschuss übertragen sind, 

12. die Einstellung, Höhergruppierung, Abordnung, Versetzung, Zuweisung an einen Dritten, 
Beschäftigung mittels Personalgestellung und Entlassung der Arbeitnehmer des Zweck-
verbands ab Entgeltgruppe 9 des Tarifvertrags für den öffentlichen Dienst oder ab einem 
entsprechenden Entgelt, soweit diese Befugnisse nicht auf den Verbandsausschuss o-
der einen anderen beschließenden Ausschuss übertragen sind. 

(2) Die Verbandsversammlung beschließt ferner über die anderen ihr im Gesetz über die kom-
munale Zusammenarbeit zugewiesenen Gegenstände. Sie ist insbesondere zuständig für 
die Beschlussfassung über  
1. den Erwerb, die Belastung und die Veräußerung von Grundstücken; 
2. den Abschluss von weiteren Rechtsgeschäften aller Art, die für den Zweckverband Ver-

pflichtungen in Höhe von mehr als 15.000,00 Euro mit sich bringen;  
3. den Gesamtplan der im Rechnungsjahr oder in mehreren Rechnungsjahren durchzufüh-

renden Unterhaltungsarbeiten. 
 

§ 11 Rechtsstellung der Verbandsräte  

Die Verbandsräte sind ehrenamtlich tätig. Entschädigungen der Verbandsräte sind in einer ent-
sprechenden Satzung zu regeln. 

§ 12 Wahl der/des Verbandsvorsitzenden  

(1) Der Verbandsvorsitzende und sein Stellvertreter werden von der Verbandsversammlung 
aus ihrer Mitte gewählt. Der Verbandsvorsitzende soll der gesetzliche Vertreter eines Ver-
bandsmitgliedes sein. 

(2) Der Verbandsvorsitzende und sein Stellvertreter werden auf die Dauer von sechs Jahren, 
sind sie Inhaber eines kommunalen Wahlamtes eines Verbandsmitgliedes, auf die Dauer 
dieses Amtes gewählt. Sie üben ihr Amt nach Ablauf der Zeit, für die sie gewählt sind, bis 
zum Amtsantritt des neu gewählten Verbandsvorsitzenden weiter aus. 
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§ 13 Zuständigkeit der/des Verbandsvorsitzenden 
 

(1) Die/Der Verbandsvorsitzende vertritt den Zweckverband nach außen. Er führt den Vorsitz in 
der Verbandsversammlung. 

(2) Die/Der Verbandsvorsitzende vollzieht die Beschlüsse der Verbandsversammlung und erle-
digt in eigener Zuständigkeit alle Angelegenheiten, die nach der Gemeindeordnung kraft 
Gesetzes dem ersten Bürgermeister zukommen. Sie/Er erfüllt die ihr/ihm im Gesetz über die 
kommunale Zusammenarbeit zugewiesenen weiteren Aufgaben. Er/Sie nimmt ferner die 
Aufgaben wahr, die bei gemeindlichen Eigenbetrieben von der Werkleitung erfüllt werden. 

(3) Durch besonderen Beschluss der Verbandsversammlung können der/dem Verbandsvorsit-
zenden unbeschadet des § 10 Abs. 1 weitere Angelegenheiten zur selbstständigen Erledi-
gung übertragen werden. 

(4) Die/Der Verbandsvorsitzende kann einzelne Befugnisse seinem Stellvertreter und in Ange-
legenheiten der laufenden Verwaltung Dienstkräften des Zweckverbands oder mit Zustim-
mung des Verbandsmitglieds dessen vertretungsberechtigten Organen oder dessen Dienst-
kräften übertragen. 

(5) Erklärungen, durch die der Zweckverband verpflichtet werden soll, bedürfen der Schriftform. 
Das gilt nicht bei Geschäften, die für den Zweckverband einmalige Verpflichtungen von nicht 
mehr als 500,- Euro mit sich bringen. 
 

§ 14 Rechtsstellung der/des Verbandsvorsitzenden  

Der Verbandsvorsitzende und sein Stellvertreter sind ehrenamtlich tätig. Unbeschadet des § 11 
erhält der Verbandsvorsitzende für seine Tätigkeit nach § 13 eine Aufwandsentschädigung. 
Dies gilt ebenso für den Stellvertreter nach dem Maß seiner besonderen Inanspruchnahme. Die 
Höhe dieser Entschädigungen ist in einer entsprechenden Satzung zu regeln. 

§ 15 Dienstkräfte des Zweckverbandes  

(1) Der Zweckverband hat das Recht, Dienstherr von Beamten zu sein. 
(2) Die Verbandsversammlung bestellt einen Geschäftsleiter. Sie kann ihm durch Beschluss mit 

Zustimmung des Verbandsvorsitzenden Zuständigkeiten des Verbandsvorsitzenden nach 
§ 13 Abs. 2 übertragen. Durch gesonderten Beschluss kann sie ihm mit Zustimmung des 
Verbandsvorsitzenden ferner unbeschadet des § 10 Abs. 1 weitere Angelegenheiten zur 
selbstständigen Erledigung übertragen. 

(3) Der Geschäftsleiter nimmt an den Sitzungen der Verbandsversammlung und ihrer Aus-
schüsse beratend teil. 
 

III. WIRTSCHAFT UND HAUSHALTSFÜHRUNG 

§ 16 Anzuwendende Vorschriften  

Für die Wirtschafts- und Haushaltsführung des Zweckverbandes gelten die Vorschriften für Ge-
meinden entsprechend, soweit sich nicht aus dem Gesetz über die kommunale Zusammenar-
beit etwas anderes ergibt. Die Haushaltswirtschaft wird nach den Grundsätzen der Kameralistik 
geführt. 

§ 17 Haushaltssatzung  

(1) Der Entwurf der Haushaltssatzung ist den Verbandsmitgliedern rechtzeitig, spätestens einen 
Monat vor der Beschlussfassung in der Verbandsversammlung, zu übermitteln. 
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(2) Die Haushaltssatzung ist spätestens einen Monat vor Beginn des Rechnungsjahres zu be-
schließen und mit ihren Anlagen der Aufsichtsbehörde vorzulegen. Haushaltsjahr ist das Ka-
lenderjahr. 

(3) Die Haushaltssatzung wird, wenn rechtsaufsichtliche Genehmigungen erforderlich sind, 
nach Erteilung der Genehmigungen, sonst einen Monat nach der Vorlage an die Aufsichts-
behörde nach § 22 Abs. 1 dieser Verbandssatzung bekannt gemacht. 
 

§ 18 Deckung des Finanzbedarfs  

(1)  Der Zweckverband erhebt Abgaben nach den Vorschriften des Kommunalabgabenrechts. 
(2) Der durch Zuschüsse, Kredite, Gebühren, Beiträge und sonstige Einnahmen nicht gedeckte 

Finanzbedarf für die Errichtung, Verbesserung, Erweiterung und Erneuerung der Wasser-
versorgungsanlage sowie der laufende Finanzbedarf wird auf die Verbandsmitglieder umge-
legt. Umlegungsschlüssel ist das Verhältnis der auf die einzelnen Verbandsmitglieder entfal-
lenden Wasserverbrauchsmengen im jeweiligen letzten Geschäftsjahr. 
 

§ 19 Festsetzung und Zahlung der Umlagen 

(1) Die Umlage wird in der Haushaltssatzung für jedes Haushaltsjahr neu festgesetzt. Sie kann 
nur während des Haushaltsjahres durch eine Nachtragshaushaltssatzung geändert werden. 

(2) Bei der Festsetzung der Umlage ist anzugeben: 
1. die Höhe des durch Zuschüsse, Kredite, Gebühren, Beiträge und sonstige Einnahmen 

nicht gedeckten Finanzbedarfs für die Errichtung, Verbesserung, Erweiterung und Er-
neuerung der Wasserversorgungsanlage sowie für den laufenden Finanzbedarf (Umla-
gesoll), 

2. der Umlagesatz, 
3. die Höhe der Umlage für jedes Verbandsmitglied. 

(3) Der Umlagebetrag ist den einzelnen Verbandsmitgliedern durch schriftlichen Bescheid mit-
zuteilen (Umlagebescheid). 

(4) Die Umlagen werden mit einem Viertel ihres Jahresbetrags am 10. jedes dritten Quartals-
monats fällig. Werden sie nicht rechtzeitig entrichtet, so können von den säumigen Ver-
bandsmitgliedern Zinsen in Höhe von 0,5 Prozent für jeden vollen Monat gefordert werden. 

(5) Ist die Umlage bei Beginn des Haushaltsjahres noch nicht festgesetzt, so kann der Zweck-
verband bis zur Festsetzung vorläufige vierteljährliche Teilbeträge in Höhe der im abgelau-
fenen Haushaltsjahr zuletzt erhobenen monatlichen Teilbeträge erheben. Nach Festsetzung 
der Umlage für das laufende Haushaltsjahr ist über diese vorläufigen Zahlungen zum nächs-
ten Fälligkeitszeitpunkt abzurechnen. 
 

§ 20 Kassenverwaltung 

Der Kassenverwalter und sein Stellvertreter werden von der Verbandsversammlung bestellt. Sie 
dürfen Zahlungen weder selbst anordnen noch bei ihrer Anordnung mitwirken. 

§ 21 Jahresrechnung, Prüfung  

(1) Der/Die Verbandsvorsitzende legt die Jahresrechnung der Verbandsversammlung innerhalb 
von sechs Monaten nach Abschluss des Rechnungsjahres vor. 

(2) Die Jahresrechnung soll von von einem Rechnungsprüfungsausschuss binnen sechs Mona-
ten örtlich geprüft werden. Der Rechnungsprüfungsausschuss ist aus der Mitte der Ver-
bandsversammlung zu bilden. Er besteht aus vier Verbandsräten. 

(3) Nach Abschluss der örtlichen Prüfung ist die Jahresrechnung der Verbandsversammlung 
vorzulegen. Die Verbandsversammlung stellt die Jahresrechnung fest und beschließt über 
die Entlastung. 
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(4) Nach der Feststellung der Jahresrechnung findet die überörtliche Rechnungsprüfung statt. 
Über-örtliches Prüfungsorgan ist der Bayerische Kommunale Prüfungsverband. 
 

IV. SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

§ 22 Öffentliche Bekanntmachungen  

(1) Die Satzungen und Verordnungen des Zweckverbandes werden im Amtsblatt des Landkrei-
ses Kelheim bekannt gemacht. Die Verbandsmitglieder weisen in der für die Bekanntma-
chung ihrer Satzungen vorgesehenen Form auf diese Bekanntmachung hin. Die Satzungen 
und Verordnungen können in der Geschäftsstelle des Zweckverbandes eingesehen werden. 

(2) Sonstige öffentliche Bekanntmachungen des Zweckverbandes sind in ortsüblicher Weise 
vorzunehmen. Die Aufsichtsbehörde kann darüber hinaus eine Veröffentlichung im Amts-
blatt des Landkreises Kelheim anordnen. 
 

§ 23 Besondere Zuständigkeiten der Aufsichtsbehörde  

(1) Abweichend von § 7 Abs. 1 wird die Verbandsversammlung zu ihrer ersten Sitzung von der 
Aufsichtsbehörde einberufen. Die Aufsichtsbehörde kann die Verbandsversammlung auch 
einberufen, wenn der/die Vorsitzende und sein/ihr Stellvertreter verhindert sind und die Ta-
gung der Verbandsversammlung unaufschiebbar ist. 

(2) Bei Streitigkeiten zwischen dem Zweckverband und den Verbandsmitgliedern, wenn sie sich 
gleichgeordnet gegenüberstehen, und bei Streitigkeiten der Mitglieder des Zweckverbandes 
untereinander aus dem Verbandsverhältnis ist die Aufsichtsbehörde zur Schlichtung anzuru-
fen. 

 
§ 24 Auflösung  

(1) Die Auflösung des Zweckverbandes bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln der satzungs-
mäßigen Stimmenzahl in der Verbandsversammlung und der Genehmigung der Aufsichts-
behörde. Die Auflösung ist wie diese Verbandssatzung bekannt zu machen. 

(2) Wird der Zweckverband aufgelöst, ohne dass seine bisherigen Aufgaben auf andere juristi-
sche Personen des öffentlichen Rechts mit Dienstherrnfähigkeit übergehen, so hat der 
Markt Bad Abbach die Beamten und Versorgungsempfänger zu übernehmen. 

(3) Findet eine Abwicklung statt, so haben die beteiligten Gemeinden das Recht, die auf ihrem 
Gebiet gelegenen Anlagen der örtlichen Versorgung zum Restbuchwert und die der überört-
lichen Versorgung zum geschätzten Zeitwert zu übernehmen. Bei Anlagen der überörtlichen 
Versorgung ist den übrigen beteiligten Gemeinden auf Verlangen ein Mitbenutzungsrecht 
auf der Grundlage einer gesondert abzuschließenden Zweckvereinbarung einzuräumen. Im 
Übrigen ist das Vermögen nach Befriedigung der Gläubiger an die Verbandsmitglieder unter 
Anrechnung der übernommenen Gegenstände nach dem in § 18 festgelegten Verhältnis zu 
verteilen. Übersteigen bei Auflösung des Zweckverbandes die Verbindlichkeiten das vorhan-
dene Vermögen, so ist der Fehlbetrag nach demselben Verhältnis auf die Verbandsmitglie-
der umzulegen. 

(4) Scheidet ein Verbandsmitglied aus dem Zweckverband aus, ohne dass dadurch der Zweck-
verband aufgelöst wird, so wird es mit dem Betrag abgefunden, den es bei der Auflösung 
erhalten würde, wenn der Zweckverband zum Zeitpunkt seines Ausscheidens aufgelöst wer-
den würde. Es hat das Recht, die auf seinem Gebiet gelegenen Anlagen der örtlichen Ver-
sorgung unter Anrechnung auf seinen Abfindungsanspruch zum Restbuchwert zu überneh-
men. Bezüglich der beim Zweckverband verbleibenden Anlagen der überörtlichen Versor-
gung ist ihm auf Verlangen ein Mitbenutzungsrecht auf der Grundlage einer gesondert abzu-
schließenden Zweckvereinbarung einzuräumen. Der Abfindungsanspruch wird 5 Jahre nach 
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dem Ausscheiden, spätestens im Fall der Auflösung des Zweckverbandes fällig. Die Betei-
ligten können für die Berechnung und Fälligkeit des Abfindungsanspruchs eine abwei-
chende Regelung vereinbaren. 

 
§ 25 In-Kraft-Treten  

(1) Diese Verbandssatzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 

(2) Gleichzeitig tritt die Verbandssatzung vom 01.07.2013 außer Kraft. 
 
Bad Abbach, den 28.05.2020  
 
Zweckverband zur Wasserversorgung 
der Bad Abbacher Gruppe 
 
Dr. Grünewald 
Verbandsvorsitzender 
 
 
 
 
 
 

Verbandssatzung des Zweckverbandes zur Abwasserbeseitigung Bad Abbach-
Teugn (Zweckverbandssatzung Abwasser – ZVS-Abw) 
• Der Markt Bad Abbach und die Gemeinde Teugn schließen sich gemäß Art. 17 Abs. 1 des Gesetzes 
über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) in der Fassung der Bekanntmachung v. 20. Juni 1994 
(GVBl. S. 555), zuletzt geändert durch § 1 Abs. 43 der Verordnung vom 26. März 2019 (GVBl. S. 98), zu 
einem Zweckverband zusammen und vereinbaren folgende Verbandssatzung: 

Inhaltsübersicht 

I. 
Allgemeine Vorschriften 

§ 1 Rechtsstellung 
§ 2 Verbandsmitglieder 
§ 3 Räumlicher Wirkungsbereich 
§ 4 Aufgaben des Zweckverbandes und der Verbandsmitglieder 

II. 
Verfassung und Verwaltung  

§ 5 Verbandsorgane 
§ 6 Zusammensetzung der Verbandsversammlung 
§ 7 Einberufung der Verbandsversammlung 
§ 8 Sitzungen der Verbandsversammlung 
§ 9 Beschlüsse und Wahlen in der Verbandsversammlung 
§ 10 Zuständigkeit der Verbandsversammlung 
§ 11 Rechtsstellung der Verbandsräte 
§ 12 Wahl des Verbandsvorsitzenden 
§ 13 Zuständigkeit des Verbandsvorsitzenden 
§ 14 Rechtsstellung des Verbandsvorsitzenden 
§ 15 Dienstkräfte des Zweckverbandes 
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III. 
Wirtschafts- und Haushaltsführung  

§ 16 Anwendung von Eigenbetriebsrecht / Anzuwendende Vorschriften 
§ 17 Haushaltssatzung 
§ 18 Deckung des Finanzbedarfs 
§ 19 Festsetzung und Zahlung der Umlagen 
§ 20 Kassenverwaltung 
§ 21 Jahresabschluss, Prüfung 

IV. 
Schlussbestimmungen  

§ 22 Öffentliche Bekanntmachungen 
§ 23 Besondere Zuständigkeiten der Aufsichtsbehörde 
§ 24 Auflösung, Auseinandersetzung 
§ 25 Inkrafttreten 

I. 
Allgemeine Vorschriften 

§ 1 
Rechtsstellung 

(1) Der Zweckverband führt den Namen „Zweckverband zur Abwasserbeseitigung Bad Abbach-Teugn“. Er 
ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts. 
(2) Der Zweckverband hat seinen Sitz in Bad Abbach. 

§ 2 
Verbandsmitglieder 

(1) Verbandsmitglieder des Zweckverbandes sind der Markt Bad Abbach und die Gemeinde Teugn. 
(2) Dem Zweckverband können weitere Mitglieder beitreten. Der Beitritt bedarf der Änderung der Verbands-
satzung. 
(3) Jedes Verbandsmitglied kann zum Schluss eines Haushaltsjahres aus dem Zweckverband austreten, 
wenn die Verbandsversammlung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der satzungsgemäßen Stimmenzahl 
zustimmt. Der Austritt muss mindestens ein Jahr vorher schriftlich erklärt werden; er bedarf einer Änderung 
der Verbandssatzung. Das Recht, aus wichtigem Grunde zu kündigen (Art. 44 Abs. 3 KommZG), bleibt 
unberührt. 

§ 3 
Räumlicher Wirkungsbereich 

Der räumliche Wirkungsbereich des Zweckverbandes umfasst die Gemeinde Teugn sowie vom Markt Bad 
Abbach die Gemarkung Lengfeld mit Ausnahme der Industriestraße und von der Gemarkung Bad Abbach 
das Baugebiet Am Mühlberg. 

§ 4 
Aufgaben des Zweckverbands und der Verbandsmitglieder 

(1) Der Zweckverband hat die Aufgabe, im Verbandsgebiet eine gemeinsame Entwässerungseinrichtung 
(Kläranlage, Hauptsammler, Ortsnetze) zur Beseitigung von Abwasser zu errichten, zu verbessern, zu er-
neuern, zu betreiben, zu unterhalten, die Anlage im Bedarfsfall zu erweitern und bereits vorhandene Orts-
netze zu übernehmen. 
Die Verbandsmitglieder übertragen dem Zweckverband zudem die Aufgabe der Straßenentwässerung in 
den Straßen, in denen das auf den Straßen anfallende Niederschlagswasser über die Straßensinkkästen 
in das Ortsnetz bzw. die Hauptsammler des Abwasserzweckverbands abgeleitet wird. Die Satzungs- und 
Abgabenhoheit bleibt jedoch insoweit bei den Verbandsmitgliedern. Die Kostentragung für die Aufgaben 
der Straßenentwässerung ist in einer gesonderten schriftlichen Vereinbarung zwischen dem Zweckverband 
und dem einzelnen Verbandsmitglied zu regeln. 
(2) Das Recht und die Pflicht der Verbandsmitglieder, die dem Zweckverband übertragenen Aufgaben zu 
erfüllen, und die notwendigen Befugnisse gehen auf den Zweckverband über. 
(3) Der Zweckverband hat das Recht, an Stelle der Verbandsmitglieder Satzungen und Verordnungen für 
das übertragene Aufgabengebiet zu erlassen. 
(4) Nach Maßgabe seiner vorhandenen Kapazitäten kann der Zweckverband auch die Entsorgung von 
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Grundstücken oder Gebieten außerhalb seines räumlichen Wirkungsbereiches (§ 3) im Rahmen einer 
Zweckvereinbarung übernehmen. 
Der Zweckverband kann für seine Mitglieder oder Dritte (Gemeinden, Zweckverbände) den kaufmänni-
schen und/oder technischen Betrieb ihrer Anlagen sowie weitere Aufgaben im Zusammenhang mit der 
Abwasserbeseitigung wahrnehmen. Hierzu sind entsprechende Vereinbarungen abzuschließen. 
(5) Dem Zweckverband obliegt an Stelle der Gemeinden die Abgabepflicht für Kleineinleiter nach Maßgabe 
des Abwasserabgabengesetzes. 
(6) Der Zweckverband erfüllt seine Aufgaben ohne Gewinnerzielungsabsicht. 
(7) Die Verbandsmitglieder gestatten dem Zweckverband die kostenlose Benutzung ihrer öffentlichen Ver-
kehrsräume und der sonstigen ihrem Verfügungsrecht unterliegenden Grundstücke, soweit dies für die 
übertragene Aufgabe erforderlich ist. Die Regelungen zu den Pflichten des Zweckverbands bei Herstellung 
und Unterhaltung seiner Anlagen sowie zu den Folgepflichten und Folgekosten bei Baumaßnahmen der 
Verbandsmitglieder an oder in Straßen bzw. den sonstigen Grundstücken, die eine Änderung oder Siche-
rung der bestehenden Versorgungsanlagen des Zweckverbands erforderlich machen, erfolgen in einer ge-
sonderten Vereinbarung. 
(8) Die Verbandsmitglieder gestatten dem Zweckverband für die Durchführung seiner satzungsgemäßen 
Aufgaben die Benutzung ihrer Akten, Pläne sowie sonstiger Unterlagen und Daten. 

II. 
Verfassung und Verwaltung 

§ 5 
Verbandsorgane 

 
Die Organe des Zweckverbands sind 
1. die Verbandsversammlung 
2. der Verbandsvorsitzende. 
 

§ 6 
Zusammensetzung der Verbandsversammlung 

(1) Die Verbandsversammlung besteht aus dem Verbandsvorsitzenden und den übrigen Verbandsräten. 
(2) Die Zahl der Vertreter, die ein Verbandsmitglied in die Verbandsversammlung entsendet, richtet sich 
nach der in seinen Gebietsteilen, mit denen es dem Verband angehört, jährlich festgestellten Abwasserein-
leitung, wobei je volle 10.000 m³ Abwassereinleitung pro Jahr das Recht ergeben, einen Vertreter in die 
Verbandsversammlung zu entsenden. Die Berechnung wird nach der den Einleitern berechneten Abwas-
sereinleitungsmenge im Jahr vor Beginn der Amtsperiode vorgenommen. Während der Amtsperiode ein-
tretende Änderung in der Menge der Abwassereinleitung bleiben unberücksichtigt. 
Jedes Verbandsmitglied entsendet mindestens einen Verbandsrat. 
(3) Die Verbandsmitglieder werden in der Verbandsversammlung durch ihre ersten Bürgermeister und die 
von ihren Gemeinderäten bestellten weiteren Verbandsräte vertreten. An die Stelle des verhinderten ersten 
Bürgermeisters tritt sein gewählter Stellvertreter nach Art. 39 Abs. 1 GO; mit Zustimmung der vorstehend 
Genannten kann eine Gemeinde auch andere Stellvertreter bestellen. 
(4) Jeder Verbandsrat hat einen Stellvertreter für den Fall seiner Verhinderung. Verbandsräte können nicht 
Stellvertreter sein. Die Verbandsräte und ihre Stellvertreter sind von den Verbandsmitgliedern dem Ver-
bandsvorsitzenden, ist ein solcher noch nicht gewählt, der Aufsichtsbehörde schriftlich zu benennen. Be-
amte und leitende oder hauptberufliche Arbeitnehmer des Zweckverbands sowie des Zweckverbands zur 
Wasserversorgung der Bad Abbacher Gruppe können nicht Verbandsrat sein. 
(5) Für Verbandsräte, die kraft ihres Amtes der Verbandsversammlung angehören, endet das Amt als Ver-
bandsrat mit dem Ende ihres kommunalen Wahlamtes; Entsprechendes gilt für ihre Stellvertreter. Die wei-
teren Verbandsräte und ihre Stellvertreter werden durch Beschluss der Vertretungsorgane der Verbands-
mitglieder bestellt, und zwar für die Dauer der Wahlzeit der Vertretungsorgane, wenn Mitglieder dieser 
Organe bestellt werden, andernfalls für sechs Jahre. Die Bestellung nach Satz 2 kann durch Beschluss der 
Vertretungsorgane aus wichtigem Grund widerrufen werden; sie ist zu widerrufen, wenn ein Verbandsrat, 
der dem Vertretungsorgan eines Verbandsmitglieds angehört, vorzeitig aus dem Wahlamt oder der Vertre-
tungskörperschaft ausscheidet. Die Verbandsräte und ihre Stellvertreter üben ihr Amt bis zum Amtsantritt 
der neuen Verbandsräte weiter aus. 
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§ 7 
Einberufung der Verbandsversammlung 

(1) Die Verbandsversammlung tritt auf schriftliche oder elektronische Einladung des Verbandsvorsitzenden 
zusammen. Die Einladung muss Tagungszeit und -ort und die Beratungsgegenstände angeben und den 
Verbandsräten spätestens eine Woche vor der Sitzung zugehen. In dringenden Fällen kann der Verbands-
vorsitzende die Frist bis auf vierundzwanzig Stunden abkürzen. 
(2) Die Verbandsversammlung ist jährlich mindestens einmal einzuberufen. Sie muss außerdem einberufen 
werden, wenn es ein Drittel der Verbandsräte oder die zuständige Aufsichtsbehörde beantragen; im Antrag 
sind die Beratungsgegenstände anzugeben. 
(3) Die Aufsichtsbehörde ist von der Sitzung zu unterrichten. Abs. 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 

§ 8 
Sitzungen der Verbandsversammlung 

(1) Der Verbandsvorsitzende bereitet die Beratungsgegenstände für die Verbandsversammlung vor. Der 
Verbandsvorsitzende leitet die Sitzung und handhabt die Ordnung während der Sitzung. 
(2) Die Vertreter der Aufsichtsbehörde, der Geschäftsleiter, der Kassenverwalter und die technisch verant-
wortliche Fachkraft haben das Recht, an den Sitzungen beratend teilzunehmen. Auf Antrag ist ihnen das 
Wort zu erteilen. Die Verbandsversammlung kann auch andere Personen hören. 

§ 9 
Beschlüsse und Wahlen in der Verbandsversammlung 

(1) Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn sämtliche Verbandsräte ordnungsgemäß geladen 
sind und die anwesenden stimmberechtigten Verbandsräte die Mehrheit der von der Verbandssatzung vor-
gesehenen Stimmenzahl erreichen. Über andere als in der Einladung angegebene Beratungsgegenstände 
darf nur dann Beschluss gefasst werden, wenn die Angelegenheit dringlich ist oder alle Verbandsräte er-
schienen und mit einer Beschlussfassung einverstanden sind. 
(2) Wird die Verbandsversammlung wegen Beschlussunfähigkeit, die nicht auf der persönlichen Beteiligung 
der Mehrheit der Verbandsräte beruht, innerhalb von vier Wochen zum zweiten Mal zur Verhandlung über 
denselben Gegenstand einberufen, so ist sie ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen beschlussfä-
hig; auf diese Folge ist in der zweiten Ladung ausdrücklich hinzuweisen. 
(3) Soweit das Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit oder diese Verbandssatzung nicht etwas 
anderes vorschreiben, werden die Beschlüsse der Verbandsversammlung mit einfacher Mehrheit der Ab-
stimmenden gefasst; es wird offen abgestimmt. Jeder Verbandsrat hat eine Stimme. 
(4) Bei Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt. Kein Verbandsrat darf sich der Stimme enthalten; ent-
hält sich ein Verbandsrat trotzdem der Stimme, so gehört er nicht zu den Abstimmenden. 
(5) Bei Wahlen gelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend; die Vorschriften über die persönliche Beteiligung 
finden keine Anwendung. Es wird geheim gewählt. Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen 
gültigen Stimmen erhält. Wird die Mehrheit im ersten Wahlgang nicht erreicht, so findet Stichwahl unter 
den beiden Bewerbern mit den höchsten Stimmenzahlen statt. Bei Stimmengleichheit in der Stichwahl ent-
scheidet das Los. Haben im ersten Wahlgang drei oder mehr Bewerber die gleiche Anzahl von Stimmen 
erhalten, so entscheidet das Los, welche Bewerber in die Stichwahl kommen. Hat ein Bewerber die 
höchste, zwei oder mehr Bewerber die gleiche nächst höhere Stimmenzahl erhalten, so entscheidet das 
Los, wer von diesen in die Stichwahl mit dem Bewerber mit der höchsten Stimmenzahl kommt. 
(6) Die Beschlüsse und Wahlergebnisse sind unter Angabe von Tag und Ort der Sitzung, der Namen der 
anwesenden Verbandsräte, der behandelten Gegenstände und der Abstimmungsergebnisse (Stimmver-
hältnis) in ein Beschlussbuch einzutragen und von dem Verbandsvorsitzenden und dem Schriftführer zu 
unterzeichnen. Als Schriftführer kann eine Dienstkraft des Zweckverbands oder eines Verbandsmitglieds, 
soweit dieses zustimmt, zugezogen werden. Verbandsräte, die einem Beschluss nicht zugestimmt haben, 
können bis zum Schluss der Sitzung verlangen, dass das in der Niederschrift vermerkt wird. Abschriften 
der Niederschrift sind unverzüglich den Verbandsräten zu übermitteln. 

§ 10 
Zuständigkeit der Verbandsversammlung 

(1) Die Verbandsversammlung ist ausschließlich zuständig für 
1. die Entscheidung über die Errichtung und die wesentliche Erweiterung der den Verbandsaufgaben 

dienenden Einrichtungen, 
2. die Beschlussfassung über den Erlass, die Änderung oder die Aufhebung von Satzungen und Verord-

nungen, 
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3. die Beschlussfassung über die Haushaltssatzung, die Nachtragshaushaltssatzungen und die Auf-
nahme von zusätzlichen Krediten während der vorläufigen Haushaltsführung, 

4. die Beschlussfassung über den Finanzplan, 
5. die Feststellung der Jahresrechnung und die Entlastung, 
6. die Wahl des Verbandsvorsitzenden und seiner Stellvertreter, die Bestellung der Mitglieder des Ver-

bandsausschusses und die Festsetzung von Entschädigungen, 
7. die Bildung, Besetzung und Auflösung weiterer Ausschüsse, 
8. den Erlass, die Änderung oder die Aufhebung der Geschäftsordnung für die Verbandsversammlung, 
9. die Beschlussfassung über die Änderung der Verbandssatzung, die Auflösung des Zweckverbands 

und die Bestellung von Abwicklern, 
10. die Ernennung, Beförderung, Abordnung, Versetzung, Zuweisung an eine Einrichtung, Ruhestands-

versetzung und Entlassung von Beamten des Zweckverbands ab Besoldungsgruppe A 9,  
11. die Einstellung, Höhergruppierung, Abordnung, Versetzung, Zuweisung an einen Dritten, Beschäfti-

gung mittels Personalgestellung und Entlassung der Arbeitnehmer des Zweckverbands ab Entgelt-
gruppe 9 des Tarifvertrags für den öffentlichen Dienst oder ab einem entsprechenden Entgelt. 

(2) Die Verbandsversammlung beschließt ferner über die anderen ihr im Gesetz über die kommunale Zu-
sammenarbeit zugewiesenen Gegenstände. Sie ist insbesondere zuständig für die Beschlussfassung über 
1. den Erwerb, die Belastung, den Tausch und die Veräußerung von Grundstücken, 
2. den Abschluss von Vereinbarungen nach § 4 Abs. 4 dieser Satzung, 
3. den Abschluss von Rechtsgeschäften aller Art, die für den Zweckverband Verpflichtungen in Höhe 

von mehr als 7.500,00 € mit sich bringen, 
4. den Gesamtplan der im Haushaltsjahr oder in mehreren Haushaltsjahren durchzuführenden Unterhal-

tungsarbeiten. 

§ 11 
Rechtsstellung der Verbandsräte 

Die Verbandsräte sind ehrenamtlich tätig. Entschädigungen der Verbandsräte sind in einer entsprechenden 
Satzung zu regeln.  

§ 12 
Wahl des Verbandsvorsitzenden 

(1) Der Verbandsvorsitzende und sein Stellvertreter werden von der Verbandsversammlung aus ihrer Mitte 
gewählt. Der Verbandsvorsitzende soll der gesetzliche Vertreter eines Verbandsmitgliedes sein.  
(2) Der Verbandsvorsitzende und sein Stellvertreter werden auf die Dauer von sechs Jahren, sind sie In-
haber eines kommunalen Wahlamtes eines Verbandsmitgliedes, auf die Dauer dieses Amtes gewählt. Sie 
üben ihr Amt nach Ablauf der Zeit, für die sie gewählt sind, bis zum Amtsantritt des neu gewählten Ver-
bandsvorsitzenden weiter aus. 

§ 13 
Zuständigkeit des Verbandsvorsitzenden 

(1) Der Verbandsvorsitzende vertritt den Zweckverband nach außen. Er führt den Vorsitz in der Verbands-
versammlung. 
(2) Der Verbandsvorsitzende vollzieht die Beschlüsse der Verbandsversammlung und erledigt in eigener 
Zuständigkeit alle Angelegenheiten, die nach der Gemeindeordnung kraft Gesetzes dem ersten Bürger-
meister zukommen. Er erfüllt die ihm im Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit zugewiesenen wei-
teren Aufgaben. 
Er nimmt ferner die Aufgaben wahr, die bei gemeindlichen Eigenbetrieben von der Werkleitung erfüllt wer-
den.  
(3) Durch besonderen Beschluss der Verbandsversammlung können dem Verbandsvorsitzenden unbe-
schadet des § 10 Abs. 1 weitere Angelegenheiten zur selbständigen Erledigung übertragen werden. 
(4) Der Verbandsvorsitzende kann einzelne seiner Befugnisse seinem Stellvertreter und in Angelegenhei-
ten der laufenden Verwaltung Dienstkräften des Zweckverbands oder mit Zustimmung des Verbandsmit-
glieds dessen vertretungsberechtigtem Organ oder dessen Dienstkräften übertragen. 
(5) Erklärungen, durch die der Zweckverband verpflichtet werden soll, bedürfen der Schriftform. Das gilt 
nicht bei Geschäften, die für den Zweckverband einmalige Verpflichtungen von nicht mehr als 500 € mit 
sich bringen. 
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§ 14 
Rechtsstellung des Verbandsvorsitzenden 

Der Verbandsvorsitzende und sein Stellvertreter sind ehrenamtlich tätig. Unbeschadet des § 11 erhält der 
Verbandsvorsitzende für seine Tätigkeit nach § 17 eine Aufwandsentschädigung. Dies gilt ebenso für den 
Stellvertreter nach dem Maß seiner besonderen Inanspruchnahme. Die Höhe dieser Entschädigungen ist 
in einer entsprechenden Satzung zu regeln. 

§ 15 
Dienstkräfte des Zweckverbandes 

(1) Die Verbandsversammlung bestellt einen Geschäftsleiter. Sie kann ihm mit Zustimmung des Verbands-
vorsitzenden durch Beschluss Zuständigkeiten des Verbandsvorsitzenden nach § 17 Abs. 2 Satz 1 und 
unbeschadet des § 10 Abs. 1 weitere Angelegenheiten zur selbständigen Erledigung übertragen. 
(2) Der Zweckverband unterhält eine Geschäftsstelle. Die Geschäftsstelle führt der von der Verbandsver-
sammlung bestellte Geschäftsleiter. Die Geschäftsstelle befindet sich im Verwaltungsgebäude des Zweck-
verbands zur Wasserversorgung der Bad Abbacher Gruppe. 
(3)  Der Geschäftsleiter nimmt an den Sitzungen der Verbandsversammlung und ihrer Ausschüsse bera-
tend teil. 
(4)  Dem Zweckverband steht das Recht zu, Dienstherr von Beamten zu sein. 

III. 
Wirtschafts- und Haushaltsführung 

§ 16 
Anzuwendende Vorschriften 

Für die Wirtschafts- und Haushaltsführung des Zweckverbands gelten die Vorschriften für Gemeinden ent-
sprechend, soweit sich nicht aus dem Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit etwas anderes ergibt. 
Die Haushaltswirtschaft wird nach den Grundsätzen der Kameralistik geführt. 

§ 17 
Haushaltssatzung 

(1) Der Entwurf der Haushaltssatzung ist den Verbandsmitgliedern rechtzeitig, spätestens einen Monat vor 
der Beschlussfassung in der Verbandsversammlung, zu übermitteln. 
(2) Die Haushaltssatzung ist spätestens einen Monat vor Beginn des Haushaltsjahres zu beschließen und 
mit ihren Anlagen der Aufsichtsbehörde vorzulegen. 
(3) Die Haushaltssatzung wird, wenn rechtsaufsichtliche Genehmigungen erforderlich sind, nach Erteilung 
der Genehmigungen, sonst einen Monat nach der Vorlage an die Aufsichtsbehörde nach § 26 Abs. 1 be-
kannt gemacht. 

§ 18 
Deckung des Finanzbedarfs 

(1) Der Zweckverband erhebt Abgaben nach den Vorschriften des Kommunalabgabenrechts. 
(2) Der durch Zuschüsse, Kredite, Gebühren, Beiträge und sonstige Einnahmen nicht gedeckte Finanzbe-
darf für die Errichtung, Verbesserung, Erweiterung und Erneuerung der Entwässerungsanlage sowie den 
laufenden Finanzbedarf wird auf die Verbandsmitglieder umgelegt. Umlegungsschlüssel ist das Verhältnis 
des Abwasseranfalls im vorletzten Jahr. Verbandsmitglieder, in denen vom Zweckverband noch keine Be-
nutzungsgebühren erhoben werden, weil betriebsfähige Entwässerungseinrichtungen nicht vorhanden 
sind, haben eine Verbandsumlage für den Schuldendienst aufzubringen. Diese Umlage bemisst sich nach 
dem Verhältnis der Hälfte ihrer Abwasseranteile zu den gesamten Abwasseranteilen des Zweckverbandes. 
Die Betriebskostenumlage für Gemeinden mit betriebsfähigen Entwässerungseinrichtungen muss jedoch 
so hoch sein, wie die Verbandsumlage für den Schuldendienst wäre. 
Der auf die Straßenentwässerung entfallende nicht gedeckte jährliche Finanzbedarf wird von den Ver-
bandsmitgliedern getragen. Er wird nach dem Verhältnis der Gesamtmeterlänge der an die Verbandsanla-
gen angeschlossenen öffentlichen Straßen des jeweiligen Verbandsmitglieds zur Gesamtmeterlänge der 
angeschlossenen öffentlichen Straßen der Verbandsmitglieder im Zweckverbandsgebiet umgelegt.  

§ 19 
Festsetzung und Zahlung der Umlagen 

(1) Die Umlage wird in der Haushaltssatzung für jedes Haushaltsjahr neu festgesetzt. Sie kann nur während 
des Haushaltsjahres durch eine Nachtragshaushaltssatzung geändert werden. 
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(2) Bei der Festsetzung der Umlage ist anzugeben: 
1. die Höhe des durch Zuschüsse, Kredite, Gebühren, Beiträge und sonstige Einnahmen nicht gedeck-

ten Finanzbedarfs für die Errichtung, Verbesserung, Erweiterung und Erneuerung der Entwässerungs-
anlage sowie für den laufenden Finanzbedarf (Umlagesoll); die Angabe der auf die Straßenentwässe-
rung treffenden Teile des Investitionsaufwands und der Betriebskosten 

2. Umlagesatz; 
3. die Höhe der Umlage für jedes Verbandsmitglied. 
(3) Der Umlagebetrag ist den einzelnen Verbandsmitgliedern durch schriftlichen Bescheid mitzuteilen (Um-
lagebescheid). 
(4) Die Umlagen werden mit einem Viertel ihres Jahresbetrags am 10. jedes dritten Quartalsmonats fällig. 
Werden sie nicht rechtzeitig entrichtet, so können von den säumigen Verbandsmitgliedern Zinsen in Höhe 
von 0,5 Prozent für jeden vollen Monat gefordert werden. 
(5) Ist die Umlage bei Beginn des Haushaltsjahres noch nicht festgesetzt, so kann der Zweckverband bis 
zur Festsetzung vorläufige vierteljährliche Teilbeträge in Höhe der im abgelaufenen Haushaltsjahr zuletzt 
erhobenen monatlichen Teilbeträge erheben. Nach Festsetzung der Umlage für das laufende Haushalts-
jahr ist über diese vorläufigen Zahlungen zum nächsten Fälligkeitszeitpunkt abzurechnen. 

§ 20 
Kassenverwaltung 

Die Kassengeschäfte des Zweckverbands werden im Rahmen einer Zweckvereinbarung dem Zweckver-
band zur Wasserversorgung der Bad Abbacher Gruppe übertragen. 

§ 21 
Jahresrechnung, Prüfung 

(1) Der Verbandsvorsitzende legt die Jahresrechnung der Verbandsversammlung innerhalb von sechs Mo-
naten nach Abschluss des Rechnungsjahres vor. 
(2) Die Jahresrechnung soll von einem Rechnungsprüfungsausschuss binnen 6 Monaten örtlich geprüft 
werden. Der Rechnungsprüfungsausschuss ist aus der Mitte der Verbandsversammlung zu bilden. Er be-
steht aus vier Verbandsräten.  
(3) Nach Abschluss der örtlichen Prüfung ist die Jahresrechnung der Verbandsversammlung vorzulegen. 
Die Verbandsversammlung stellt die Jahresrechnung fest und beschließt über die Entlastung. 
(4) Nach der Feststellung der Jahresrechnung findet die überörtliche Rechnungsprüfung statt. Überörtli-
ches Prüfungsorgan ist der Bayerische Kommunale Prüfungsverband. 

IV. 
Schlussbestimmungen 

§ 22 
Öffentliche Bekanntmachungen 

(1) Die Satzungen und Verordnungen des Zweckverbands werden im Amtsblatt des Landkreises Kelheim 
bekannt gemacht. Die Verbandsmitglieder weisen in der für die Bekanntmachung ihrer Satzungen vorge-
sehenen Form auf diese Bekanntmachung hin. Die Satzungen und Verordnungen können in der Geschäfts-
stelle des Zweckverbands eingesehen werden. 
(2) Sonstige öffentliche Bekanntmachungen des Zweckverbands sind in ortsüblicher Weise vorzunehmen. 
Die Aufsichtsbehörde kann darüber hinaus eine Veröffentlichung im Amtsblatt des Landkreises Kelheim 
anordnen. 

§ 23 
Besondere Zuständigkeiten der Aufsichtsbehörde 

(1) Aufsichtsbehörde ist das Landratsamt Kelheim. 
(2) Abweichend von § 7 Abs. 1 wird die Verbandsversammlung zu ihrer ersten Sitzung von der Aufsichts-
behörde einberufen. Die Aufsichtsbehörde kann die Verbandsversammlung auch einberufen, wenn der 
Vorsitzende und sein Stellvertreter verhindert sind und die Tagung der Verbandsversammlung unauf-
schiebbar ist. 
(3) Bei Streitigkeiten zwischen dem Zweckverband und den Verbandsmitgliedern, wenn sie sich gleich 
geordnet gegenüberstehen, und bei Streitigkeiten der Mitglieder des Zweckverbands untereinander aus 
dem Verbandsverhältnis ist die Aufsichtsbehörde zur Schlichtung anzurufen.  
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§ 24 
Auflösung, Auseinandersetzung 

(1) Die Auflösung des Zweckverbands bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln der satzungsmäßigen Stim-
menzahl in der Verbandsversammlung und der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. Die Auflösung ist wie 
diese Verbandssatzung bekannt zu machen. 
(2) Wird der Zweckverband aufgelöst, ohne dass seine bisherigen Aufgaben auf andere juristische Perso-
nen des öffentlichen Rechts mit Dienstherrnfähigkeit übergehen, haben die Verbandsmitglieder die Beam-
ten und Versorgungsempfänger anteilig entsprechend § 18 zu übernehmen. 
(3) Findet eine Abwicklung statt, so haben die beteiligten Gemeinden das Recht, die auf ihrem Gebiet 
gelegenen örtlichen Entwässerungsanlagen (Ortsnetze) zum Restbuchwert und die zentralen Entwässe-
rungsanlagen (Sammelkläranlage, Hauptsammler und Sonderbauwerke) zum geschätzten Zeitwert zu 
übernehmen. Bei den zentralen Entwässerungsanlagen ist den übrigen beteiligten Gemeinden auf Verlan-
gen ein Mitbenutzungsrecht auf der Grundlage einer gesondert abzuschließenden Zweckvereinbarung ein-
zuräumen. Im Übrigen ist das Vermögen nach Befriedigung der Gläubiger an die Verbandsmitglieder unter 
Anrechnung der übernommenen Gegenstände nach dem in § 18 festgelegten Verhältnis zu verteilen. Über-
steigen bei Auflösung des Zweckverbandes die Verbindlichkeiten das vorhandene Vermögen, so ist der 
Fehlbetrag nach demselben Verhältnis auf die Verbandsmitglieder umzulegen. 
(4) Scheidet ein Verbandsmitglied aus dem Zweckverband aus, ohne dass dadurch der Zweckverband 
aufgelöst wird, so wird es mit dem Betrag abgefunden, den es bei der Auflösung erhalten würde, wenn der 
Zweckverband zum Zeitpunkt seines Ausscheidens aufgelöst werden würde. Es hat das Recht, die auf 
seinem Gebiet gelegenen örtlichen Entwässerungsanlagen (Ortsnetze) unter Anrechnung auf seinen Ab-
findungsanspruch zum Restbuchwert zu übernehmen. Bezüglich der beim Zweckverband verbleibenden 
zentralen Entwässerungsanlagen (Sammelkläranlage, Hauptsammler und Sonderbauwerke) ist ihm auf 
Verlangen ein Mitbenutzungsrecht auf der Grundlage einer gesondert abzuschließenden Zweckvereinba-
rung einzuräumen. Der Abfindungsanspruch wird fünf Jahre nach dem Ausscheiden, spätestens im Fall 
der Auflösung des Zweckverbands fällig. Die Beteiligten können für die Berechnung und Fälligkeit des 
Abfindungsanspruchs eine abweichende Regelung vereinbaren. 

§ 25 
Inkrafttreten 

(1) Diese Verbandssatzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
(2) Gleichzeitig tritt die Verbandssatzung vom 04.09.2002 in der Fassung der 3. Änderungssatzung vom 
21.09.2002 außer Kraft.  
 
Bad Abbach, 29.05.2020 
 
 
Jackermeier 
Verbandsvorsitzender 
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Zweckverband zur Wasserversorgung der Hopfenbachtal-Gruppe 
 
Der Zweckverband zur Wasserversorgung der Hopfenbachtal-Gruppe erlässt gemäß Art. 
17 ff des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) vom 20. Juni 1994 
(GVBl Seite 555), zuletzt geändert durch Verordnung vom 26. März 2019 (GVBl. Seite 
98) folgende Neufassung der 

Verbandssatzung 
 

I. Allgemeine Vorschriften 
 

§ 1 
Rechtsstellung 

 
(1) Der Zweckverband führt den Namen „Zweckverband zur Wasserversorgung der 

Hopfenbachtal-Gruppe“. Er ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts. 
(2) Der Zweckverband hat seinen Sitz in Thaldorf, Landkreis Kelheim.  

 
§ 2 

Verbandsmitglieder 
(1) Verbandsmitglieder sind die Städte Abensberg und Kelheim sowie die Gemeinden 

Hausen und Saal a.d.Donau (alle Landkreis Kelheim). 
(2) Andere Gemeinden können dem Zweckverband beitreten. Der Beitritt bedarf einer 

Änderung der Verbandssatzung und der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. Die 
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Beschlussfassung über den Beitritt setzt einen (beschlussmäßigen) Antrag der Be-
teiligten voraus. 

(3) Jedes Verbandsmitglied kann zum Schluss eines Rechnungsjahres aus dem 
Zweckverband austreten, wenn die Verbandsversammlung mit einer Mehrheit von 
zwei Drittel der satzungsmäßigen Stimmenzahl zustimmt. Der Austritt muss min-
destens ein Jahr vorher schriftlich erklärt werden; er bedarf einer Änderung der 
Verbandssatzung und der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. Das Recht aus 
wichtigem Grunde zu kündigen (Art. 44 Abs. 3 KommZG), bleibt unberührt. 

 
§ 3 

Räumlicher Wirkungsbereich 
Der räumliche Wirkungsbereich des Zweckverbandes umfasst das Gebiet seiner Mitglie-
der, 

a) bei der Stadt Abensberg jedoch nur das Gebiet der Gemeindeteile Arnhofen, Holz-
harlanden, Buchhof, Pullach, Baiern, Kleedorf 

b) bei der Stadt Kelheim nur die Gemeindeteile Thaldorf, Unterwendling, Schlait; 
c) bei der Gemeinde Hausen nur die Gemeindeteile Großmuß, Esper, Herrn-

wahlthann, Buch, Sippenau, Weinberg, Obersippenau, Schoißenkager  
d) bei der Gemeinde Saal a. d. Donau nur die Gemeindeteile Buchhofen, Einmuß, 

Gstreifet, Kleinberghofen, Kleingiersdorf, Oberschambach, Oberteuerting, Rei-
ßing, Seilbach, Unterschambach und Unterteuerting. 

 
§ 4 

Aufgaben des Zweckverbandes und der Verbandsmitglieder 
(1) Der Zweckverband hat die Aufgabe, eine gemeinsame Wasserversorgungsanlage 

einschließlich der Ortsnetze zu errichten, zu verbessern, zu erneuern, zu betreiben, 
zu unterhalten, die Anlage im Bedarfsfall zu erweitern und bereits vorhandene Orts-
netze zu übernehmen; er versorgt die Endverbraucher mit Trinkwasser, das den 
einschlägigen rechtlichen Vorgaben entsprechen muss. Dies umfasst auch die Be-
reitstellung von Löschwasser für den Grundschutz, soweit dies technisch möglich 
und hygienisch vertretbar ist. 

(2) Das Recht und die Pflicht der Verbandsmitglieder, die dem Zweckverband übertra-
genen Aufgaben zu erfüllen und die notwendigen Befugnisse, gehen auf den 
Zweckverband über. 

(3) Der Zweckverband hat das Recht, an Stelle der Verbandsmitglieder Satzungen und 
Verordnungen für das übertragene Aufgabengebiet zu erlassen. 

(4) Die Verbandsmitglieder halten die für den Feuerschutz eingebauten Anlagenteile 
auf Ihre Kosten gebrauchsfähig. Der Aufwand für die Herstellung, Anschaffung, 
Verbesserung, Erneuerung, Veränderung und Beseitigung sowie für die Unterhal-
tung der für die Löschwasserversorgung erforderlichen Löschwassereinrichtungen 
(z.B. Ober- und Unterflurhydranten, Zuleitungen, Löschwasserbehälter u. Ähnli-
ches) ist von den Verbandsmitgliedern in der jeweils tatsächlichen Höhe zu erstat-
ten. 

(5) Nach Maßgabe seiner vorhandenen Kapazitäten kann der Zweckverband auch 
Dritte (Gemeinden, Zweckverbände) für Bereiche, die nicht zum Versorgungsge-
biet des Zweckverbandes (§3) gehören, mit Trinkwasser versorgen, soweit dadurch 
die vorrangigen Interessen der Verbandsmitglieder nicht beeinträchtigt werden. 
Hierzu sind Wasserlieferungsverträge abzuschließen. 

(6) Der Zweckverband kann weitere Aufgaben, auch für andere Gemeinden, Märkte, 
Städte und Verbände wahrnehmen. Im Rahmen seiner Aufgaben nach Abs. 1 kann 
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sich der Zweckverband an Unternehmen und Organisationen beteiligen und/oder 
für diese tätig werden, deren Zweck die Förderung einer kommunal verantworteten 
Wasserversorgung sind und deren Stammkapital ausschließlich von Gemeinde, 
Märkten, Städten und Verwaltungsgemeinschaften, Zweckverbänden und kommu-
nalen Spitzenverbänden gehalten wird. 

(7) Der Zweckverband erfüllt seine Aufgabe ohne Gewinnabsicht. Er dient ausschließ-
lich und unmittelbar gemeinnützigen Zwecken im Sinne des Steuerrechts. 

(8) Die Verbandsmitglieder gestatten dem Zweckverband die kostenlose Benutzung 
ihrer öffentlichen Verkehrsräume und der sonstigen ihrem Verfügungsrecht unter-
liegenden Grundstücke, soweit dies für die übertragene Aufgabe erforderlich ist. 
Die Regelungen zu den Pflichten des Zweckverbands bei Herstellung und Unter-
haltung seiner Anlagen sowie zu den Folgepflichten und Folgekosten bei Baumaß-
nahmen der Verbandsmitglieder an oder in Straßen bzw. den sonstigen Grundstü-
cken, die eine Änderung oder Sicherung der bestehenden Versorgunganlagen des 
Zweckverbandes erforderlich machen, erfolgen in einer gesonderten Vereinba-
rung.  

(9) Die Verbandsmitglieder gestatten dem Zweckverband für die Durchführung seiner 
satzungsgemäßen Aufgaben die Benutzung ihrer Akten, Pläne sowie sonstiger Un-
terlagen und Daten. 

(10) Die Wasserzähler werden vom Zweckverband abgelesen. 
 

II. Verfassung und Verwaltung 
 

§ 5 
Verbandsorgane 

Die Organe des Zweckverbandes sind: 
1. die Verbandsversammlung, 
2. der Verbandsvorsitzende 
 

§ 6 
Zusammensetzung der Verbandsversammlung 

(1) Die Verbandsversammlung besteht aus dem Verbandsvorsitzenden und den üb-
rigen Verbandsräten. 

(2) Die Zahl der Vertreter die ein Verbandsmitglied in die Verbandsversammlung ent-
sendet, richtet sich nach der in seinem Gebiet verbrauchten jährlichen Wasser-
menge, wobei je volle 15.000 cbm Wasserverbrauch pro Jahr das Recht ergeben, 
einen Vertreter in die Verbandsversammlung zu entsenden. Jedes Verbandsmit-
glied entsendet mindestens einen Verbandsrat. Die Berechnung wird nach der 
verbrauchten Wassermenge im Jahr vor Beginn der Amtsperiode vorgenommen. 
Während der Amtsperiode eintretende Änderungen im Wasserverbrauch bleiben 
unberücksichtigt. 

(3) Die Verbandsmitglieder werden in der Verbandsversammlung durch ihre ersten 
Bürgermeister und die von ihren Gemeinderäten bestellten weiteren Verbandsräte 
vertreten. An die Stelle des verhinderten ersten Bürgermeisters tritt sein gewählter 
Stellvertreter nach Art 39 Abs. 1 GO; mit Zustimmung der vorstehend Genannten 
kann eine Gemeinde auch andere Stellvertreter bestellen. 

(4) Jeder Verbandsrat hat einen Stellvertreter für den Fall seiner Verhinderung; Ver-
bandsräte können nicht Stellvertreter sein. Die Verbandsräte und ihre Stellvertre-
ter sind von den Verbandsmitgliedern dem Verbandsvorsitzenden, ist ein solcher 



Amtsblatt für den Landkreis Kelheim – Nr. 14 vom 10.07.2020 
225 

noch nicht gewählt, der Aufsichtsbehörde schriftlich zu benennen. Bedienstete des 
Zweckverbandes können nicht Mitglieder der Verbandsversammlung sein. 

(5) Für Verbandsräte, die kraft ihres Amtes der Verbandsversammlung angehören, 
endet das Amt als Verbandsrat mit dem Ende ihres kommunalen Wahlamtes; ent-
sprechendes gilt für ihre Stellvertreter. Die weiteren Verbandsräte und ihre Stell-
vertreter werden durch Beschluss der Vertretungsorgane der Verbandsmitglieder 
bestellt, und zwar für die Dauer der Wahlzeit der Vertretungsorgane, wenn Mitglie-
der dieser Organe bestellt werden, andernfalls für sechs Jahre. Die Bestellung 
nach Satz 2 kann durch Beschluss der Vertretungsorgane aus wichtigem Grund 
widerrufen werden; sie ist zu widerrufen, wenn ein Verbandsrat, der dem Vertre-
tungsorgan eines Verbandsmitgliedes angehört, vorzeitig aus dem Wahlamt oder 
der Vertretungskörperschaft ausscheidet. Die Verbandsräte und ihre Stellvertreter 
üben ihr Amt bis zum Amtsantritt der neuen Verbandsräte weiter aus. 

 
§ 7 

Einberufung der Verbandsversammlung 
(1) Die Verbandsversammlung tritt auf schriftliche Einladung des Verbandsvorsitzen-

den zusammen. Die Einladung muss Tagungszeit und –ort und die Beratungsge-
genstände angeben und den Verbandsräten spätestens eine Woche vor der Sit-
zung zugehen. In dringenden Fällen kann der Verbandsvorsitzende die Frist bis 
auf vierundzwanzig Stunden abkürzen. Der Sitzungstag und der Tag des Zugangs 
der Ladung werden bei der Berechnung der Frist nicht mitgerechnet.  

(2) Die Verbandsversammlung ist jährlich mindestens einmal einzuberufen. Sie muss 
außerdem einberufen werden, wenn es ein Drittel der Verbandsräte oder die zu-
ständige Aufsichtsbehörde oder das Wasserwirtschaftsamt Landshut beantragt; 
im Antrag sind die Beratungsgegenstände anzugeben. 

(3) Die Aufsichtsbehörde ist von der Sitzung zu unterrichten. Abs. 1 Satz 2 und 3 gilt 
entsprechend. 

§ 8 
Sitzungen der Verbandsversammlung 

(1) Der Verbandsvorsitzende bereitet die Beratungsgegenstände der Verbandsver-
sammlung vor. Er leitet die Sitzung und handhabt die Ordnung während der Sit-
zung. 

(2) Die Vertreter der Aufsichtsbehörde, des Wasserwirtschaftsamtes Landshut und 
des Bayerischen Landesamtes für Umwelt in München, der Geschäftsleiter und 
der techn. Leiter haben das Recht, an den Sitzungen beratend teilzunehmen. Auf 
Antrag ist ihnen das Wort zu erteilen. Die Verbandsversammlung kann auch an-
dere Personen hören. 
 

§ 9 
Beschlüsse und Wahlen der Verbandsversammlung 

(1) Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn sämtliche Verbandsräte ord-
nungsgemäß geladen sind und die anwesenden stimmberechtigten Verbandsräte 
die Mehrheit der von der Verbandssatzung vorgesehenen Stimmzahl erreichen. 
Über andere als in der Einladung angegebene Beratungsgegenstände darf nur 
dann Beschluss gefasst werden, wenn die Angelegenheit dringlich ist oder alle 
Verbandsräte erschienen und mit einer Beschlussfassung einverstanden sind. 

(2) Wird die Verbandsversammlung wegen Beschlussunfähigkeit, die nicht auf der 
persönlichen Beteiligung der Mehrheit der Verbandsräte beruht, innerhalb von vier 
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Wochen zum zweiten Mal zur Verhandlung über denselben Gegenstand einberu-
fen, so ist sie ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen beschlussfähig; auf 
diese Folge ist in der zweiten Ladung ausdrücklich hinzuweisen. 

(3) Soweit das Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit oder die Verbandssat-
zung nichts anderes vorschreiben, werden die Beschlüsse der Verbandsversamm-
lung mit einfacher Mehrheit der Abstimmenden gefasst; es wird offen abgestimmt. 
Jeder Verbandsrat hat eine Stimme. Solange ein Verbandsmitglied keine anderen 
Vertreter bestellt hat, übt der erste Bürgermeister das Stimmrecht aller Vertreter 
aus.  

(4) Bei Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt. Kein Verbandsrat darf sich der 
Stimme enthalten; enthält sich ein Verbandsrat trotzdem der Stimme, so gehört er 
nicht zu den Abstimmenden. 

(5) Bei Wahlen gelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend; die Vorschriften über die 
persönliche Beteiligung finden keine Anwendung. Es wird geheim gewählt. Ge-
wählt ist, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhält. Wird 
die Mehrheit im ersten Wahlgang nicht erreicht, so findet eine Stichwahl unter den 
beiden Bewerbern mit den höchsten Stimmzahlen statt. Bei Stimmengleichheit in 
der Stichwahl entscheidet das Los. Haben im ersten Wahlgang drei oder mehr 
Bewerber die gleiche Anzahl von Stimmen erhalten, so entscheidet das Los, wel-
che Bewerber in die Stichwahl kommen. Hat ein Bewerber die höchste, zwei oder 
mehr Bewerber die gleiche nächsthöhere Stimmenzahl erhalten, so entscheidet 
das Los, wer von diesen in die Stichwahl mit dem Bewerber mit der höchsten Stim-
menzahl kommt. 

(6) Die Beschlüsse und Wahlergebnisse sind unter Angabe von Tag und Ort der Sit-
zung, der Namen der anwesenden Verbandsräte, der behandelten Gegenstände 
und der Abstimmungsergebnisse (Stimmverhältnis) in einer Niederschrift festzu-
halten und von dem Verbandsvorsitzenden und dem Schriftführer zu unterzeich-
nen. Als Schriftführer kann eine Dienstkraft des Zweckverbandes oder eines Ver-
bandsmitglieds, soweit dieses zustimmt, zugezogen werden. Verbandsräte die ei-
nem Beschluss nicht zugestimmt haben, können bis zum Schluss der Sitzung ver-
langen, dass das in der Niederschrift vermerkt wird. Abschriften der Niederschrift 
über öffentliche Sitzungen sind unverzüglich den Verbandsräten und der Auf-
sichtsbehörde zu übermitteln. 

 
§ 10 

Zuständigkeit der Verbandsversammlung 
(1) Die Verbandsversammlung ist ausschließlich zuständig für: 

1. die Entscheidung über die Errichtung und die wesentliche Erweiterung der den 
Verbandsaufgaben dienenden Einrichtungen; 

2. die Beschlussfassung über den Erlass, die Änderung oder die Aufhebung von 
Satzungen und Verordnungen; 

3. die Beschlussfassung über die Haushaltssatzung, die Nachtragshaushaltssat-
zungen und die Aufnahme von zusätzlichen Krediten während der vorläufigen 
Haushaltsführung; 

4. die Beschlussfassung über den Finanzplan; 
5. die Beschlussfassung über den Stellenplan für die Dienstkräfte; 
6. die Feststellung der Jahresrechnung und die Entlastung; 
7. die Wahl des Verbandsvorsitzenden und seines Stellvertreters und die Fest-

setzung von Entschädigungen; 
8. die Bildung, Besetzung und Auflösung weiterer Ausschüsse; 
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9. den Erlass, die Änderung oder die Aufhebung der Geschäftsordnung für die 
Verbandsversammlung; 

10. die Beschlussfassung über die Änderung der Verbandssatzung, die Auflösung 
des Zweckverbandes und die Bestellung von Abwicklern. 

11. die Ernennung, Beförderung, Abordnung, Versetzung, Zuweisung an eine Ein-
richtung, Ruhestandsversetzung und Entlassung von Beamten des Zweckver-
bandes ab Besoldungsgruppe A 9 soweit die Befugnisse nicht auf den Ver-
bandsausschuss oder einen anderen beschließenden Ausschuss übertragen 
sind. 

12. die Einstellung, Höhergruppierung, Abordnung, Versetzung, Zuweisung an ei-
nen Dritten, Beschäftigung mittels Personalgestellung und Entlassung der Ar-
beitnehmer des Zweckverbands ab Entgeltgruppe 9 des Tarifvertrags für den 
öffentlichen Dienst soweit die Befugnisse nicht auf den Verbandsausschuss 
oder einen anderen beschließenden Ausschuss übertragen sind. 

(2) Die Verbandsversammlung beschließt ferner über die anderen ihr im Gesetz über 
die kommunale Zusammenarbeit zugewiesenen Gegenstände. Sie ist insbeson-
dere zuständig für die Beschlussfassung über 
1. den Erwerb, die Belastung, den Tausch und die Veräußerung von Grundstü-

cken; 
2. den Abschluss von Vereinbarungen nach § 4 Abs. 5 und 6 dieser Satzung, 
3. den Abschluss von weiteren Rechtsgeschäften aller Art, die für den Zweckver-

band Verpflichtungen in Höhe von mehr als 10.000 € mit sich bringen; 
4. die Aufnahme von Darlehen, die Übernahme von Bürgschaften und den Ab-

schluss von Rechtsgeschäften verwandter Art; 
5. den Gesamtplan der im Rechnungsjahr oder in mehreren Rechnungsjahren 

durchzuführenden Maßnahmen. 
(3) Die Verbandsversammlung kann die Zuständigkeit allgemein oder für den Einzel-

fall auf den Verbandsausschuss oder den Verbandsvorsitzenden übertragen. Sie 
kann die Übertragung jederzeit für die Zukunft widerrufen. 

 
§ 11 

Rechtsstellung der Verbandsräte 
Die Verbandsräte sind ehrenamtlich tätig. Die Entschädigung setzt die Verbandsver-
sammlung in der Entschädigungssatzung fest. 
 

§ 12 
Wahl des Verbandsvorsitzenden 

(1) Der Verbandsvorsitzende und sein Stellvertreter werden von der Verbandsver-
sammlung aus ihrer Mitte gewählt.  

(2) Der Verbandsvorsitzende und sein Stellvertreter werden auf die Dauer von sechs 
Jahren, sind sie Inhaber eines kommunalen Wahlamtes eines Verbandsmitglie-
des, auf die Dauer dieses Amtes gewählt. Sie üben ihr Amt nach Ablauf der Zeit, 
für die sie gewählt sind, bis zum Amtsantritt des neugewählten Verbandsvorsit-
zenden und dessen Stellvertreter weiter aus. 

 
§ 13 

Zuständigkeit des Verbandsvorsitzenden 
(1) Der Verbandsvorsitzende vertritt den Zweckverband nach außen. Er führt den Vor-

sitz in der Verbandsversammlung und im Verbandsausschuss. 
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(2) Der Verbandsvorsitzende vollzieht die Beschlüsse der Verbandsversammlung 
(und Verbandausschuss) und erledigt in eigener Zuständigkeit alle Angelegenhei-
ten, die nach der Gemeindeordnung kraft Gesetzes dem ersten Bürgermeister zu-
kommen. Er erfüllt die ihm im Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit zuge-
wiesenen weiteren Aufgaben. 

(3) Durch besonderen Beschluss der Verbandsversammlung können dem Verbands-
vorsitzenden unbeschadet des § 10 Abs. 1 weitere Angelegenheiten zur selbstän-
digen Erledigung übertragen werden. 

(4) Der Verbandsvorsitzende kann einzelne seiner Befugnisse seinem Stellvertreter 
und laufende Verwaltungsangelegenheiten Dienstkräften des Zweckverbandes o-
der mit Zustimmung eines Verbandsmitglieds dessen Dienstkräften übertragen. 

(5) Erklärungen, durch die der Zweckverband verpflichtet werden soll, bedürfen der 
Schriftform. Das gilt nicht bei Geschäften, die für den Zweckverband einmalige 
Verpflichtungen von nicht mehr als 500 € mit sich bringen. 

 
§ 14 

Rechtsstellung des Verbandsvorsitzenden 
Der Verbandsvorsitzende und sein Stellvertreter sind ehrenamtlich tätig. Unbeschadet 
des § 11 erhält der Verbandsvorsitzende für seine Tätigkeit nach § 13 eine Aufwandsent-
schädigung. ebenso sein Stellvertreter nach dem Maß seiner besonderen Inanspruch-
nahme. Die Entschädigung setzt die Verbandsversammlung in der Entschädigungssat-
zung fest. 
 

§ 15 
Dienstkräfte des Zweckverbandes 

(1)  Die Verbandsversammlung bestellt einen Geschäftsleiter. Sie kann ihm durch Be-
schluss Zuständigkeiten des Verbandsvorsitzenden mit dessen Zustimmung nach 
§ 17 Abs. 2 Satz 1 übertragen. Durch gesonderten Beschluss kann sie ihm ferner 
unbeschadet des § 10 Abs. 1 weitere Angelegenheiten zur selbständigen Erledi-
gung übertragen. 

(2) Der Geschäftsleiter nimmt an den Sitzungen der Verbandsversammlung und Ihrer 
Ausschüsse beratend teil. 

 
III. Wirtschafts- und Haushaltsführung 

 
§ 16 

Anzuwendende Vorschriften 
Für die Wirtschafts- und Haushaltsführung des Zweckverbandes gelten die Vorschriften 
für Gemeinden entsprechend, soweit sich nicht aus dem Gesetz über die kommunale 
Zusammenarbeit etwas anderes ergibt. Die Haushaltswirtschaft wird nach den Grunds-
ätzen der Kameralistik geführt. 
 

§ 17 
Haushaltssatzung 

(1) Der Entwurf der Haushaltssatzung ist den Verbandsmitgliedern rechtzeitig spätes-
tens zwei Wochen vor der Beschlussfassung in der Verbandsversammlung zu 
übermitteln. 
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(2) Die Haushaltssatzung ist spätestens einen Monat vor Beginn des Haushaltsjahres 
zu beschließen und mit ihren Anlagen der Aufsichtsbehörde vorzulegen. Haus-
haltsjahr ist das Kalenderjahr. 

(3) Die Haushaltssatzung wird, wenn rechtsaufsichtliche Genehmigungen erforderlich 
sind, nach Erteilung der Genehmigungen, sonst einen Monat nach der Vorlage bei 
der Aufsichtsbehörde nach § 26 Abs. 1 bekannt gemacht. 

 
§ 18 

Deckung des Finanzbedarfs 
(1) Der Zweckverband erhebt von den Wasserabnehmern Gebühren und Beiträge 

nach den Vorschriften des Kommunalabgaberechts. 
(2) Der durch Zuschüsse, Kredite, Gebühren, Beiträge und sonstige Einnahmen nicht 

gedeckte Finanzbedarf für die Errichtung, Erweiterung und Erneuerung der Was-
serversorgungsanlage wird auf die Verbandsmitglieder umgelegt (Investitionsum-
lage). Umlegungsschlüssel ist die Zahl der Hausanschlüsse des abgelaufenen 
Haushaltsjahres. 

(3) Der durch Gebühren, Beiträge und sonstige Einnahmen nicht gedeckte laufende 
Finanzbedarf wird auf die Verbandsmitglieder umgelegt (Betriebskostenumlage). 
Zum laufenden Finanzbedarf im Sinne dieser Bestimmungen gehören alle Ausga-
ben, die haushaltsrechtlich dem Verwaltungshaushalt zuzuordnen sind, sowie die 
Ausgaben für die ordentliche Tilgung von Krediten im Vermögenshaushalt, soweit 
dafür nach den einschlägigen Vorschriften der KommHV-Kameralistik eine Zufüh-
rung vom Verwaltungshaushalt an den Vermögenshaushalt vorzunehmen ist. Um-
legungsschlüssel ist das Verhältnis der im vorletzten Jahr im Gebiet der einzelnen 
Verbandsmitglieder abgenommenen Wassermengen. 

(4) Ergibt sich für ein abgelaufenes Haushaltsjahr in der Haushaltsrechnung des 
Zweckverbands ein Überschuss (§ 79 Abs. 3 KommHV-Kameralistik), der ganz 
oder teilweise darauf beruht, dass nach dem tatsächlichen Ablauf der Haushalts-
wirtschaft der Bedarf an Investitionsumlage oder Betriebskostenumlage niedriger 
gewesen ist, als er in der Haushaltssatzung festgesetzt worden war, so bringt der 
Zweckverband den Mitgliedsgemeinden die über den tatsächlichen Umlagenbe-
darf hinaus anteilig gezahlten Umlagenbeträge spätestens in dem auf das Haus-
haltsjahr folgenden zweitnächsten Jahr wieder gut. 

 
§ 19 

Festsetzung und Zahlung der Umlagen 
(1) Die Investitionsumlage und die Betriebskostenumlage werden in der Haushalts-

satzung für jedes Haushaltsjahr neu festgesetzt. Sie können nur während des 
Haushaltsjahres durch eine Nachtragshaushaltssatzung geändert werden. 

(2) Bei der Festsetzung der Investitionsumlage ist anzugeben: 
1. die Höhe des durch Zuschüsse, Kredite, Gebühren, Beiträge und sonstige Ein-

nahmen nicht gedeckten Finanzbedarf für Investitionen (Umlagesoll), 
2. Zahl der Hausanschlüsse (Bemessungsgrundlage); 
3. der Investitionsumlagebetrag, der auf einen Anschluss trifft (Umlagesatz); 
4. die Höhe des Investitionsumlagebetrages für jedes Verbandsmitglied. 

(3) Bei der Festsetzung der Betriebskostenumlage ist anzugeben: 
1. die Höhe des durch Gebühren, Beiträge und sonstige Einnahmen nicht gedeck-

ten laufenden Finanzbedarf und die Angabe des Teilbetrags, mit dem die Be-
triebskostenumlage auf die Deckung der Schuldendienstleistung entfällt (Um-
lagesoll) 
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2. Wassermenge (Bemessungsgrundlage); 
3. der Betriebskostenumlagebetrag, der auf einen m³ trifft (Umlagesatz); 
4. die Höhe des Betriebskostenumlagebetrages für jedes Verbandsmitglied. 

(4) Die Umlagebeträge sind den einzelnen Verbandsmitgliedern durch schriftlichen 
Bescheid mitzuteilen (Umlagebescheid).  

(5) Die Investitionsumlage und die Betriebskostenumlage werden mit einem Viertel 
ihrer Jahresbeiträge am 10. jedes dritten Quartalmonats fällig. Werden sie nicht 
rechtzeitig entrichtet, so können von den säumigen Verbandsmitgliedern Verzugs-
zinsen bis zu 0,5 v. H. für den Monat gefordert werden. 

(6) Ist die Investitionsumlage oder die Betriebskostenumlage bei Beginn des Haus-
haltsjahres noch nicht festgesetzt, so kann der Zweckverband bis zur Festsetzung 
vorläufig vierteljährlich Teilbeträge in Höhe der im abgelaufenen Haushaltsjahr zu-
letzt erhobenen Teilbeträge erheben. Nach Festsetzung der Umlage für das lau-
fende Haushaltsjahr ist über die vorläufigen Zahlungen zum nächsten Fälligkeits-
termin abzurechnen. 

 
§ 20 

Kassenverwaltung 
Der Kassenverwalter und sein Stellvertreter werden von der Verbandsversammlung be-
stellt. Sie dürfen Zahlungen weder selbst anordnen noch bei ihrer Anordnung mitwirken. 
 
 

§ 21 
Jahresrechnung, Prüfung 

(1) Der Verbandsvorsitzende legt die Jahresrechnung der Verbandsversammlung in-
nerhalb von sechs Monaten nach Abschluss des Rechnungsjahres vor. 

(2) Die Jahresrechnung soll von der Verbandsversammlung oder von einem Rech-
nungsprüfungsausschuss binnen sechs Monaten örtlich geprüft werden. Der 
Rechnungsprüfungsausschuss ist aus der Mitte der Verbandsversammlung zu bil-
den. Er besteht aus 3 Verbandsräten. 

(3) Nach Abschluss der örtlichen Prüfung ist die Jahresrechnung der Verbandsver-
sammlung vorzulegen. Die Verbandsversammlung stellt die Jahresrechnung fest 
und beschließt über die Entlastung. 

(4) Überörtliches Rechnungsprüfungsorgan ist die staatliche Rechnungsprüfungs-
stelle beim Landratsamt Kelheim.  

 
IV. Schlussbestimmungen 

 
§ 22 

Öffentliche Bekanntmachungen 
 

(1) Die Satzungen und Verordnungen des Zweckverbandes und deren Änderungen 
werden im Amtsblatt für den Landkreis Kelheim bekannt gemacht. Die Verbands-
mitglieder weisen in der für die Bekanntmachung ihrer Satzungen vorgesehenen 
Form auf diese Bekanntmachung hin. Die Satzungen und Verordnungen können 
in der Geschäftsstelle des Zweckverbandes sowie auf der Homepage des Zweck-
verbandes eingesehen werden. 
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(2) Sonstige öffentliche Bekanntmachungen des Zweckverbandes sind in ortsüblicher 
Weise vorzunehmen. Die Aufsichtsbehörde kann darüber hinaus eine Veröffentli-
chung im Amtsblatt für den Landkreis Kelheim anordnen. 

 
§ 23 

Besondere Zuständigkeiten der Aufsichtsbehörde 
(1) Aufsichtsbehörde ist das Landratsamt Kelheim. 
(2) Die Aufsichtsbehörde kann die Verbandsversammlung einberufen, wenn der Vor-

sitzende und sein Stellvertreter verhindert sind und die Tagung der Verbandsver-
sammlung unaufschiebbar ist. 

(3) Bei Streitigkeiten zwischen dem Zweckverband und den Verbandsmitgliedern, 
wenn sie sich gleichgeordnet gegenüberstehen und bei Streitigkeiten der Mitglie-
der des Zweckverbandes untereinander aus dem Verbandsverhältnis, ist die Auf-
sichtsbehörde zur Schlichtung anzurufen. 

(4) Fachbehörde ist das Bayerische Landesamt für Umwelt und in dessen Auftrag das 
Wasserwirtschaftsamt Landshut. 

 
§ 24 

Auflösung 
 

(1) Die Auflösung des Zweckverbandes bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln der 
satzungsmäßigen Stimmenzahl in der Verbandsversammlung und der Genehmi-
gung der Aufsichtsbehörde. Die Auflösung ist wie diese Verbandssatzung be-
kanntzumachen. 

(2) Wird der Zweckverband aufgelöst, ohne dass seine bisherigen Aufgaben auf an-
dere juristische Personen des öffentlichen Rechts mit Dienstherrnfähigkeit über-
gehen, so haben die Rechtsnachfolger die Beamten und Versorgungsempfänger 
zu übernehmen.  

(3) Findet eine Abwicklung statt, so haben die beteiligten Gemeinden das Recht, die 
auf ihrem Gebiet gelegenen Anlagen der örtlichen Versorgung zum Restbuchwert 
und die der überörtlichen Versorgung zum geschätzten Zeitwert zu übernehmen. 
Bei Anlagen der überörtlichen Versorgung ist den übrigen beteiligten Gemeinden 
auf Verlangen ein Mitbenutzungsrecht auf der Grundlage einer gesonderten abzu-
schließenden Zweckvereinbarung einzuräumen. Im Übrigen ist das Vermögen 
nach Befriedigung der Gläubiger an die Verbandsmitglieder unter Anrechnung der 
übernommenen Gegenstände nach dem in § 22 Abs. 1 für die Investitionsumlage 
festgelegtem Verhältnis zu verteilen. Übersteigen bei Auflösung des Zweckver-
bandes die Verbindlichkeiten das vorhandene Vermögen, so ist der Fehlbetrag 
nach demselben Verhältnis auf die Verbandsmitglieder umzulegen. 

(4) Scheidet ein Verbandsmitglied aus dem Zweckverband aus, ohne dass dadurch 
der Zweckverband aufgelöst wird, so wird es mit dem Betrag abgefunden, den es 
bei der Auflösung erhalten würde, wenn der Zweckverband zum Zeitpunkt seines 
Ausscheidens aufgelöst würde. Es hat das Recht, die auf seinem Gebiet gelege-
nen Anlagen der örtlichen Versorgung unter Anrechnung auf seinen Abfindungs-
anspruch zum Restbuchwert zu übernehmen. Bezüglich der beim Zweckverband 
verbleibenden Anlagen der überörtlichen Versorgung ist ihm auf Verlangen ein 
Mitbenutzungsrecht auf der Grundlage einer gesondert abzuschließenden Zweck-
vereinbarung einzuräumen. Der Abfindungsanspruch wird 3 Jahre nach dem Aus-
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scheiden, spätestens im Fall der Auflösung des Zweckverbandes fällig. Die Betei-
ligten können für die Berechnung und Fälligkeit des Abfindungsanspruchs eine 
abweichende Regelung vereinbaren. 

 
§ 25 

Inkrafttreten 
 

(1) Diese Verbandssatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt 
für den Landkreis Kelheim in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Verbandssatzung vom 23.05.2016 (KrABl Nr.11 v. 03.11.2016) 
außer Kraft. 
 

Kelheim, 18.06.2020 
 
Zweckverband zur Wasserversorgung 
der Hopfenbachtal-Gruppe 
 
 
Poschmann 
Verbandsvorsitzender 
 
 
 
 

Bekanntmachungen der Städte, Märkte und Gemeinden 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

B e k a n n t m a c h u n g  
über die Rechtskraft und die Auslegung des Bebauungsplanes mit Grünord-
nungsplan (BBP/GOP)"Forststraße I" in Maierhofen 
 
I. Der Marktgemeinderat Painten hat am 17. Juni 2020 den Bebauungsplan mit Grünord-
nungsplan „Forststraße I“ im Ortsteil Maierhofen als Satzung beschlossen. Gemäß § 10 
Abs. 3 des Baugesetzbuches (BauGB) die Satzung keiner Genehmigung.  
 
II. Der Bebauungsplan mit Grünordnungsplan in der Fassung vom 17.06.2020 liegt samt 
Begründung in der Fassung vom 17.06.2020 ab Veröffentlichung dieser Bekanntma-
chung im Rathaus in Painten, Marktplatz 24, 93351 Painten während der allgemeinen 
Dienststunden öffentlich aus und kann dort eingesehen werden.  
Nach § 10 Abs. 3 Satz 4 BauGB tritt der Bebauungsplan mit Grünordnungsplan mit 
dieser Bekanntmachung in Kraft.  
 
III. Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 
1 BauGB wird hingewiesen. Unbeachtlich werden demnach 
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort    

bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der 

Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungs-
planes und 
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3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
wenn nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Bebauungsplans mit Grün-
ordnungsplan schriftlich gegenüber dem Markt Painten geltend gemacht worden sind. 
Der Sachverhalt, der die Verletzung oder die Mängel begründen soll, ist darzulegen. 
Außerdem wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB 
hingewiesen. Danach erlöschen Entschädigungsansprüche für nach den §§ 39 bis 42 
BauGB eingetretene Vermögensnachteile, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach 
Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fällig-
keit des Anspruches herbeigeführt wird. 
 
Painten, den 10.07.2020     
 
Markt Painten: 
 
Raßhofer  
1. Bürgermeister 
 
 
 
 
B e k a n n t m a c h u n g  
über die Rechtskraft und die Auslegung der Klarstellungs- und Ergänzungssat-
zung im Ortsteil Maierhofen 
 
I. Der Marktgemeinderat Painten hat am 17. Juni 2020 die Klarstellungs- und Ergän-
zungssatzung im Ortsteil Maierhofen gem. § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen. 
Gemäß § 10 Abs. 3 des Baugesetzbuches (BauGB) bedarf die Satzung keiner Genehmi-
gung.  
 
II. Die Klarstellungs-und Ergänzungssatzung in der Fassung vom 17.06.2020 liegt samt 
Begründung in der Fassung vom 17.06.2020 ab Veröffentlichung dieser Bekanntma-
chung im Rathaus in Painten, Marktplatz 24, 93351 Painten während der allgemeinen 
Dienststunden öffentlich aus und kann dort eingesehen werden.  
Nach § 10 Abs. 3 Satz 4 BauGB tritt die Klarstellungs- und Ergänzungssatzung mit 
dieser Bekanntmachung in Kraft.  
 
III. Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 
1 BauGB wird hingewiesen. Unbeachtlich werden demnach 
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort 

bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der 

Vorschriften über das Verhältnis der Klarstellungs-und Ergänzungssatzung und 
des Flächennutzungsplanes und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
wenn nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der Klarstellungs- und Ergän-
zungssatzung schriftlich gegenüber dem Markt Painten geltend gemacht worden sind. 
Der Sachverhalt, der die Verletzung oder die Mängel begründen soll, ist darzulegen. 
Außerdem wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB 
hingewiesen. Danach erlöschen Entschädigungsansprüche für nach den §§ 39 bis 42 
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BauGB eingetretene Vermögensnachteile, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach 
Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fällig-
keit des Anspruches herbeigeführt wird. 
 
Painten, den 10.07.2020     
 
Markt Painten: 
 
 
Raßhofer,  
1. Bürgermeister 
 
 
 
 
 
 
 
Verordnung über die Reinhaltung und Reinigung der öffentlichen Straßen und die 
Sicherung der Gehbahnen im Winter 
(Reinigungs- und Sicherungsverordnung) 
 
Aufgrund des Art. 51 Abs. 4 und 5 des Bayerischen Straßen- und Wegegesetzes (Ba-
yStrWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Oktober 1981 (BayRS 91-1-I), zu-
letzt geändert durch § 1 des Gesetzes vom 12. Juli 2017 (GVBl. S. 375), erlässt die Stadt 
Kelheim folgende Verordnung: 
 

I. Allgemeine Vorschriften 
 

§ 1  
Inhalt der Verordnung  

Diese Verordnung regelt Inhalt und Umfang der Reinhaltungs-, Reinigungs- und Siche-
rungspflichten auf den öffentlichen Straßen in der Stadt Kelheim. 
 

§ 2  
Begriffsbestimmungen 

Öffentliche Straßen, Gehbahnen, geschlossene Ortslage  
(1) Öffentliche Straßen im Sinne dieser Verordnung sind alle dem öffentlichen Verkehr 
gewidmeten Straßen, Wege und Plätze mit ihren Bestandteilen im Sinne des Art. 2 Nr. 1 
BayStrWG oder des § 1 Abs. 4 Nr. 1 des Bundesfernstraßengesetzes (FStrG) in der je-
weiligen Fassung. Hierzu gehören insbesondere die Fahrbahnen, die Trenn-, Seiten-, 
Rand- und Sicherheitsstreifen, die Geh- und Radwege, die gemeinsamen Geh- und Rad-
wege und die der Straße dienenden Gräben, Böschungen, Stützmauern und Grünstrei-
fen. Die Bundesautobahnen sind keine öffentlichen Straßen im Sinne dieser Verordnung.  
 
(2) Gehbahnen sind  

a) die für den Fußgängerverkehr bestimmten, befestigten und abgegrenzten Teile der 
öffentlichen Straßen (insbesondere Gehwege sowie gemeinsame Geh- und Rad-
wege) und die selbstständigen Gehwege sowie die selbstständigen gemeinsamen 
Geh- und Radwege 
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oder 
b) in Ermangelung einer solchen Befestigung oder Abgrenzung, die dem Fußgänger-

verkehr dienenden Teile am Rande der öffentlichen Straßen in einer Breite von 
1,00 Meter, gemessen vom begehbaren Straßenrand aus.  

(3) Geschlossene Ortslage ist der Teil des Gemeindegebiets, der in geschlossener oder 
offener Bauweise zusammenhängend bebaut ist. Einzelne unbebaute Grundstücke, zur 
Bebauung ungeeignetes oder ihr entzogenes Gelände oder einseitige Bebauung unter-
brechen den Zusammenhang nicht (Art. 4 Abs. 1 Satz 2 und 3 BayStrWG).  

 
II. Reinhaltung der öffentlichen Straßen 

 
§ 3  

Verbote 
(1) Zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Reinlichkeit ist es untersagt, öffentliche Stra-
ßen mehr als nach den Umständen unvermeidbar zu verunreinigen oder verunreinigen 
zu lassen.  
(2) Insbesondere ist es verboten,  

a) auf öffentlichen Straßen Putz- oder Waschwasser, Jauche oder sonstige verunrei-
nigende Flüssigkeiten auszuschütten oder ausfließen zu lassen, Fahrzeuge, Ma-
schinen oder sonstige Geräte zu säubern, Tierfutter auszubringen; 

b) Gehwege durch Tiere verunreinigen zu lassen; 
c) Steine, Bauschutt, Holz, Schrott, Gerümpel, Verpackungen, Behältnisse sowie Eis 

und Schnee  
1. auf öffentlichen Straßen abzuladen, abzustellen oder zu lagern, 
2. neben öffentlichen Straßen abzuladen, abzustellen oder zu lagern, wenn dadurch 

die Straßen verunreinigt werden können, 
3. in Abflussrinnen, Kanaleinlaufschächte, Durchlässe oder offene Abzugsgräben 

der öffentlichen Straßen zu schütten oder einzubringen. 
(3) Das Abfallrecht bleibt unberührt.  
 

III. Reinigung der öffentlichen Straßen 
 

§ 4  
Reinigungspflicht 

 
(1) Zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Reinlichkeit haben die Eigentümer und die zur 
Nutzung dinglich Berechtigten von Grundstücken, die innerhalb der geschlossenen Orts-
lage an die im Straßenreinigungsverzeichnis (Anlage) aufgeführten öffentlichen Straßen 
angrenzen (Vorderlieger) oder über diese öffentlichen Straßen mittelbar erschlossen wer-
den (Hinterlieger), die in § 6 bestimmten Reinigungsflächen gemeinsam auf eigene Kos-
ten zu reinigen. Grundstücke werden über diejenigen Straßen mittelbar erschlossen, zu 
denen über dazwischenliegende Grundstücke in rechtlich zulässiger Weise Zugang oder 
Zufahrt genommen werden darf.  
(2) Grenzt ein Grundstück an mehrere im Straßenreinigungsverzeichnis (Anlage) aufge-
führte öffentliche Straßen an oder wird es über mehrere derartige Straßen mittelbar er-
schlossen oder grenzt es an eine derartige Straße an, während es über eine andere mit-
telbar erschlossen wird, so besteht die Verpflichtung für jede dieser Straßen.  
(3) Die Vorderlieger brauchen eine öffentliche Straße nicht zu reinigen, zu der sie aus 
tatsächlichen oder aus rechtlichen Gründen keinen Zugang und keine Zufahrt nehmen 
können und die von ihrem Grundstück aus nur unerheblich verschmutzt werden kann.  
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(4) Keine Reinigungspflicht trifft ferner die Vorder- oder Hinterlieger, deren Grundstücke 
einem öffentlichen Verkehr gewidmet sind, soweit auf diesen Grundstücken keine Ge-
bäude stehen.  
(5) Zur Nutzung dinglich Berechtigte im Sinne des Absatzes 1 sind die Erbbauberechtig-
ten, die Nießbraucher, die Dauerwohn- und Dauernutzungsberechtigten und die Inhaber 
eines Wohnungsrechtes nach § 1093 BGB. 

 
§ 5  

Reinigungsarbeiten 
Zur Erfüllung ihrer Reinigungspflicht haben die Vorder- und Hinterlieger die im Straßen-
reinigungsverzeichnis (Anlage) aufgeführten öffentlichen Straßen, und zwar innerhalb der 
in § 6 genannten Reinigungsflächen, zu reinigen.  
Sie haben dabei die Gehwege, die gemeinsamen Geh- und Radwege, die Radwege und 
die innerhalb der Reinigungsflächen befindlichen Teile der Fahrbahn (einschließlich der 
Parkstreifen) nach Bedarf 
a) zu kehren und den Kehricht, Schlamm und sonstigen Unrat zu entfernen (soweit eine 

Entsorgung in üblichen Hausmülltonnen für Biomüll, Papier oder Restmüll oder in 
Wertstoffcontainern möglich ist); entsprechendes gilt für die Entfernung von Unrat auf 
den Grünstreifen.  
Im Herbst sind die Reinigungsarbeiten bei Laubfall, soweit durch das Laub – insbeson-
dere bei feuchter Witterung – die Situation als verkehrsgefährdend einzustufen ist, 
ebenfalls durchzuführen. 

b) von Gras und Unkraut sowie Moos und Anflug von sonstigen Pflanzen zu befreien, 
soweit es aus Ritzen und Rissen im Straßenkörper wächst. 

c) insbesondere nach einem Unwetter sowie bei Tauwetter, die Abflussrinnen und Ka-
naleinläufe freizumachen, soweit diese innerhalb der Reinigungsfläche (§ 6) liegen.  

 
§ 6 

Reinigungsfläche 
 

(1) Die Reinigungsfläche ist der Teil der öffentlichen Straßen, der zwischen der gemein-
samen Grenze des Vorderliegergrundstücks mit dem Straßengrundstück, 
und  
a) bei Straßen der Gruppe A des Straßenreinigungsverzeichnisses (Anlage) 
 der Fläche außerhalb der Fahrbahn, 
b) bei Straßen der Gruppe B des Straßenreinigungsverzeichnisses (Anlage) 
 einer parallel zum Fahrbahnrand in einem Abstand von 0,5 Meter verlaufenden Linie  

innerhalb der Fahrbahn, 
liegt, wobei Anfang und Ende der Reinigungsfläche vor einem Grundstück jeweils 
durch die von den Grundstücksgrenzen aus senkrecht zur Straße gezogenen Linien 
bestimmt werden. 

(2) Bei einem Eckgrundstück gilt Absatz 1 entsprechend für jede öffentliche Straße, an 
die das Grundstück angrenzt, einschließlich der gegebenenfalls in einer Straßenkreu-
zung liegenden Flächen. 
 

§ 7 
Gemeinsame Reinigungspflicht der Vorder- und Hinterlieger 

(1) Die Vorderlieger tragen gemeinsam mit den ihnen zugeordneten Hinterliegern die Rei-
nigungspflicht für ihre Reinigungsflächen. Sie bleiben auch dann gemeinsam verantwort-
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lich, wenn sie sich zur Erfüllung ihrer Pflichten anderer Personen oder Unternehmer be-
dienen; das Gleiche gilt auch für den Fall, dass zwischen Vorder- und Hinterliegern Ver-
einbarungen nach § 8 (Aufteilung der Reinigungsarbeiten) abgeschlossen sind.  
(2) Ein Hinterlieger ist dem Vorderlieger zugeordnet, über dessen Grundstück er Zugang 
oder Zufahrt zu derselben öffentlichen Straße nehmen darf, an die auch das Vorderlie-
gergrundstück angrenzt. 
 

§ 8 
Aufteilung der Reinigungsarbeiten bei Vorder- und Hinterliegern 

(1) Es bleibt den Vorder- und Hinterliegern überlassen, die Aufteilung der auf sie treffen-
den Arbeiten untereinander durch Vereinbarung zu regeln.  
(2) Kommt eine Vereinbarung nicht zustande, so kann jeder Vorder- oder Hinterlieger 
eine Entscheidung der Gemeinde über die Reihenfolge und die Zeitdauer, in der sie ihre 
Arbeiten zu erbringen haben, beantragen. Unterscheiden sich die Grundstücke der ei-
nander zugeordneten Vorder- und Hinterlieger hinsichtlich der Flächen wesentlich, kann 
die Entscheidung beantragt werden, dass die Arbeiten nicht in gleichen Zeitabständen zu 
erbringen sind, sondern dass die Zeitabschnitte in demselben Verhältnis zueinanderste-
hen, wie die Grundstücksflächen. 
 

IV. Sicherung der Gehbahnen im Winter 
 

§ 9  
Sicherungspflicht  

(1) Zur Verhütung von Gefahren für Leben, Gesundheit, Eigentum oder Besitz haben die 
Vorder- und Hinterlieger die in § 11 bestimmten Abschnitte der Gehbahnen (Sicherungs-
fläche) der öffentlichen Straßen, die an ihr Grundstück angrenzen oder ihr Grundstück 
mittelbar erschließen, auf eigene Kosten in sicherem Zustand zu erhalten.  
(2) § 4 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 bis 5, §§ 7 und 8 gelten sinngemäß. Die Sicherungspflicht 
besteht für alle öffentlichen Straßen (§ 2 Abs. 1) innerhalb der geschlossenen Ortslage 
(§ 2 Abs. 3) auch wenn diese nicht im Straßenreinigungsverzeichnis (Anlage) aufgeführt 
sind.  
 

§ 10 
Sicherungsarbeiten 

(1) Die Vorder- und Hinterlieger haben die Sicherungsfläche an Werktagen ab 7.00 Uhr 
und an Sonn- und gesetzlichen Feiertagen ab 8.00 Uhr von Schnee zu räumen und bei 
Schnee-, Reif- oder Eisglätte mit geeigneten abstumpfenden Stoffen (z. B. Sand, Splitt), 
nicht jedoch mit Tausalz oder ätzenden Mitteln zu bestreuen oder das Eis zu beseitigen. 
Bei besonderer Glättegefahr (z. B. an Treppen oder starken Steigungen) ist das Streuen 
von Tausalz zulässig. Diese Sicherungsmaßnahmen sind bis 20 Uhr so oft zu wiederho-
len, wie es zur Verhütung von Gefahren für Leben, Gesundheit, Eigentum oder Besitz 
erforderlich ist.  
(2) Der geräumte Schnee oder die Eisreste (Räumgut) sind neben der Gehbahn so zu 
lagern, dass der Verkehr nicht gefährdet oder erschwert wird. Abflussrinnen, Hydranten, 
Kanaleinlaufschächte und Fußgängerüberwege sind bei der Räumung freizuhalten.  
 
 
 
 
 



Amtsblatt für den Landkreis Kelheim – Nr. 14 vom 10.07.2020 
238 

§ 11  
Sicherungsfläche 

(1) Sicherungsfläche ist die vor dem Vorderliegergrundstück innerhalb der in § 6 genann-
ten Reinigungsfläche liegende Gehbahn nach § 2 Abs. 2. 
(2) § 6 Abs. 2 gilt sinngemäß.  
 

V. Schlussbestimmungen 
 

§ 12  
Befreiung und abweichende Regelungen 

 
(1) Befreiungen vom Verbot der Straßenverunreinigung nach § 3 gewährt die Gemeinde, 
wenn der Antragsteller die unverzügliche Reinigung besorgt.  
(2) In Fällen, in denen die Vorschriften dieser Verordnung zu einer erheblichen unbilligen 
Härte führen würden, die dem Betroffenen auch unter Berücksichtigung der öffentlichen 
Belange und der Interessen der übrigen Vorder- und Hinterlieger nicht zugemutet werden 
kann, spricht die Gemeinde auf Antrag durch Bescheid eine Befreiung aus oder trifft un-
beschadet des § 8 Abs. 2 sonst eine angemessene Regelung. Eine solche Regelung hat 
die Gemeinde auch zu treffen in Fällen, in denen nach dieser Verordnung auf Vorder- 
und Hinterlieger keine Verpflichtung trifft. Die Entscheidung kann befristet, unter Bedin-
gungen, Auflagen oder Widerrufsvorbehalt erteilt werden.  
 

§ 13  
Ordnungswidrigkeiten 

 
Gemäß Art. 66 Nr. 5 BayStrWG kann mit einer Geldbuße bis zu eintausend Euro belegt 
werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig  
1. entgegen § 3 eine öffentliche Straße verunreinigt oder verunreinigen lässt, 
2. die ihm nach den §§ 4 und 5 obliegende Reinigungspflicht nicht erfüllt, 
3. entgegen den §§ 9 und 10 die Gehbahnen nicht oder nicht rechtzeitig sichert. 

 
§ 14 

Inkrafttreten 
(1) Diese Verordnung tritt am 01.10.2020 in Kraft. Sie gilt 20 Jahre.  
(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung über die Reinhaltung, Reinigung und Sicherung der 
öffentlichen Straßen vom 25.06.2002 außer Kraft.  
 
 
Kelheim, den 01.07.2020 
Stadt Kelheim 

 
Schweiger 
Erster Bürgermeister 
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Anlage zur Straßenreinigungsverordnung 
(zu § 4 Abs. 1, § 5 und § 6) 

 
Straßenreinigungsverzeichnis 
 
Gruppe A 
(Reinigungsfläche: Gehwege, gemeinsame Geh- und Radwege, Radwege sowie 
Grünstreifen und von der Fahrbahn getrennte Parkstreifen) 
 
Hemauer Straße; Staatsstraße St 2233 
Riedenburger Straße; Staatsstraße St 2230 
Regensburger Straße; Staatsstraße St 2230 
Weltenburger Straße; Staatsstraße St 2233 
Pater-Josef-Straße; Staatsstraße St 2233 
Hienheimer Straße; Kreisstraße KEH 15 
Bahnhofstraße; Kreisstraße KEH 15 
Dorfstraße; Kreisstraße KEH 18 
Hauptstraße; Kreisstraße KEH 18 
Römerbruchstraße; Kreisstraße KEH 15 
Gundelshausener Straße; Kreisstraße KEH 11 
Gundelshausener Straße; Kreisstraße KEH 15 
Zum Rosengarten; Kreisstraße KEH 15 
Kelheimwinzerstraße; Holzgasse bis Herrnsaaler Weg 
Am Jachthafen 
Am Herzberg 
Starenstraße 

 
 
Gruppe B  
(Reinigungsfläche: Flächen der Gruppe A und zusätzlich die Fahrbahn- 
ränder in der in § 6 Abs. 1 Buchstabe b festgelegten Breite) 
 
Alle übrigen Straßen 
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Sonstige Mitteilungen 
 
Aufgebot einer verloren gegangenen Sparurkunde 
 
Die Sparurkunde 
                                 Antragsteller 
Sparkassenbuch KontoNr. 4072125180         Kloske-Schindlbeck Gerda                                                                  
ist in Verlust geraten.                                      
                               
Der Vorstand der Sparkasse Landshut erlässt gemäß Artikel 35 AGBGB zum Zwecke 
der Kraftloserklärung das Aufgebot. 
 
Der Inhaber dieser Sparurkunde wird hiermit aufgefordert, seine Rechte unter Vorlage 
der Urkunde bis spätestens 

06.10.2020 
bei der Sparkasse Landshut anzumelden. Werden bis zum vorgenannten Termin keine 
Rechte geltend gemacht, so erfolgt anschließend die Kraftloserklärung der Sparur-
kunde. 
 
Landshut, den 06.07.2020 
 
Sparkasse Landshut 
 
 
Geisler                 Gallwitz 
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